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6. Konferenz STEP Deutschland e.V.

Einiges Europa?
Aspekte der Vermögens-, Steuer- und 

Nachfolgeplanung in der Praxis

2

Die Abgeltungsteuer auf Auslandseinkünfte 
in der Praxis

Andreas Löschinger
Deutsche Bank AG
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Besteuerung von Investmentfonds:
Grundsätze der Fondsbesteuerung 

Die Besteuerung von Investmentfonds richtet sich nach den Regelungen des InvStG. 
Mit dessen Einführung im VZ 2004 wurde die Unterscheidung zwischen in- und 
ausländischen Investmentfonds aufgegeben und eine gemeinsame Gesetzesgrundlage 
für deren Besteuerung geschaffen. Geblieben ist die Unterscheidung zwischen 
transparenten und intransparenten Fonds. 

§ Transparente Fonds veröffentlichen alle für die Besteuerung relevanten Daten, 
während als intransparente Fonds diejenigen bezeichnet werden, die den 
Bekanntmachungspflichten nicht nachkommen. 

§ Die Fondsbesteuerung folgt dem sog. Transparenzprinzip: Durch die 
Zwischenschaltung eines Sondervermögens soll sich die steuerliche Behandlung im 
Vergleich zur Direktanlage nicht verändern. Dies gilt unabhängig davon, ob ein 
Investmentfonds regelmäßig Ausschüttungen vornimmt oder als thesaurierender 
Fonds ausgestaltet ist. 

Ausschüttende Fonds

Als ausgeschüttete Erträge (§ 1 Abs. 3 Satz 2 InvStG) werden – abweichend vom 
tatsächlichen Betrag – erfasst: die zur Ausschüttung verwendeten 

§ Zinsen,
§ Dividenden,
§ Erträge aus der Vermietung und Verpachtung von Grundstücken und 

grundstücksgleichen Rechten,
§ sonstige Erträge und Gewinne aus Veräußerungsgeschäften.

Eine Ausnahme von der Veräußerungsgewinnbesteuerung bilden die 
Veräußerungen von Wertpapieren, die der Fonds bereits zum 31. 12. 2008 im 
Vermögensbestand gehalten hat und Termingeschäfte, die vor dem 1. 1. 2009 
abgeschlossen wurden (§ 18 Abs. 1 Satz 2 InvStG n. F.). Diese Regelung stellt 
sicher, dass der Anteilsinhaber keine Gewinne zu versteuern hat, die bereits vor der 
Einführung der Abgeltungsteuer entstanden sind. 

4
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Ausgeschüttete Altveräußerungsgewinne:

Investmentfonds können Gewinne aus dem Verkauf von Wertpapieren und 
Termingeschäften auch nach dem 31. Dezember 2008 steuerfrei an den Privatanleger
ausschütten. Voraussetzung ist, dass die Wertpapiere auf der Investmentfondsebene
vor dem 1. Januar 2009 angeschafft bzw. die Termingeschäfte vor dem 1. Januar 2009 
eingegangen worden sind. 

Die Freistellung vom Steuerabzug ist jedoch nur für solche Anleger gerechtfertigt, die 
die Fondsanteile vor 2009 erworben haben. Hat der Anleger die Fondsanteile nach dem
31. Dezember 2008 erworben, profitiert dieser zunächst ebenfalls von der 
entsprechenden Freistellung der ausgeschütteten Erträge. Allerdings ist die 
Steuerfreistellung der ausgeschütteten Altveräußerungsgewinne bei Veräußerung für
diese Anleger wieder zu korrigieren und das steuerrelevante Veräußerungsergebnis zu
erhöhen. 

5

Die abzugspflichtige Bemessungsgrundlage ergibt sich nach folgendem Schema:

Betrag der ausgeschütteten Erträge

./. steuerfreie Alt-Veräußerungsgewinne

./. steuerfreie Grundstückveräußerungsgewinne

./. nach DBA in Deutschland steuerfreie Erträge

= Bemessungsgrundlage für die KESt

6
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Thesaurierende Fonds:

Die Regelungen zur Besteuerung thesaurierender Fonds sehen in § 1 Abs. 3 Satz 3 
InvStG  vor, was ausschüttungsgleiche Erträge sind.

7

Zu den ausschüttungsgleichen Erträgen zählen alle Kapitalerträge, die dem
Investmentfonds nach dem 31. Dezember 2008 zufließen, 

mit Ausnahme von

Ø Erhaltene Stillhalterprämien,

Ø Gewinne aus der Veräußerung aktienähnlicher Genussrechte, ähnlichen Beteiligungen
und    Anwartschaften, 

Ø Gewinnen aus der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften, 

Ø Gewinnen aus Termingeschäften mit Bar- oder Differenzausgleich, 

Ø Gewinne aus der Veräußerung von bestimmten sonstigen Kapitalforderungen, nämlich
Finanzinnovationen (z.B. Zero-Bond),

8
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Ø Kapitalforderungen mit festem oder variablem Zins, soweit die Wertpapiere zu
einem Emissionskurs von 100% des Rückzahlungsbetrags oder innerhalb der 
sogenannten Disagiostaffel emittiert werden (z.B. Straightbonds),

Ø Vollrisiko-Zertifikate auf eine einzelne Aktie oder Aktienindizes, die die
Wertentwicklung von einer Mehrzahl von Aktien 1:1 abbilden,

Ø Kapitalforderungen mit Umtauschrecht in Aktien (z.B. Wandel-, Aktien- und 
Umtauschanleihen),

Ø Gewinnobligationen und Genussrechte (z.B. fremdkapitalähnliche
Genussrechte ohne gesonderten Stückzinsausweis),

Ø Anleihen mit abtrennbaren Optionsrechten (z.B. Optionsanleihen).

Thesaurierender ausländischer Investmentfonds
Erträge, die nicht ausgeschüttet werden, gelten dem Anleger mit Ablauf des Fonds-Geschäftsjahres
als zugeflossen und sind vom Anleger im Rahmen seiner Veranlagung zu versteuern. 

Anders als bei inländischen Investmentfonds kann bei thesaurierenden ausländischen
Investmentfonds die ausländische Kapitalanlagegesellschaft nicht zur Einbehaltung der KESt
verpflichtet werden, da diese nicht dem Geltungsbereich des deutschen Rechtes unterliegt. 

Die Bank hat auf die ausschüttungsgleichen Erträge mangels Geldflusses an den Anleger keine
KESt einzubehalten. Bei Thesaurierung durch einen ausländischen Investmentfonds muss der 
Anleger im Rahmen seiner Veranlagung die ihm als zugeflossen geltenden ausschüttungsgleichen
Erträge versteuern. 

10
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Veräußerungen von Fondsanteilen

§ Analog den Regelungen bei den übrigen Wertpapieren ist jede Veräußerung oder 
Rückgabe von Fondsanteilen unabhängig von Behaltefristen steuerpflichtig. 

§ Gewinne daraus gehören nach § 8 Abs. 5 Satz 1 InvStG  zu den Einkünften aus 
Kapitalvermögen i. S. des § 20 Abs. 2 EStG .

§ Insoweit wird die fehlende Besteuerung bei thesaurierenden Fonds – aufgrund der auf 
Fondsebene unterlassenen Qualifikation als steuerpflichtiger Ertrag – im Zeitpunkt der 
Veräußerung des Fondsanteils auf Ebene des Privatanlegers nachgeholt. 

11

Die vorstehende Tabelle zeigt das Schema zur Ermittlung des steuerrelevanten Veräußerungsgewinns
bei Fondsanteilen. 

Durch die Korrekturen wird sichergestellt, dass Doppelbesteuerungen bzw. doppelte Berücksichtigungen
negativer Ertragskomponenten ausgeschlossen und nur der entsprechend korrigierte
Veräußerungserfolg steuerlich erfasst wird. 

12
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Einnahmen aus der Veräusserung

- Veräusserungskossten und –nebenkosten

- Anschaffungskosten und –nebenkosten

+ gezahlte Zwischengewinne (bei Kauf) 

- Erhaltene Zwischengewinne (bei Verkauf)

- besitzzeitanteilige ausschüttungsgleiche Erträge

+ besitzzeitanteilige ausgeschüttete ausschüttungsgleiche Erträge

+ aus dem Fonds gezahlte KESt und Solz sowie ausländische Steuern

+ ausgeschüttete Altveräusserungsgewinne

- besitzzeitanteiliger Immobiliengewinn

+ Substanzauskehr

= Steuerrelevanter Veräusserungsgewinn

Kauf Fondsanteil durch
Privatanleger

Kauf Wirtschafts-
güter auf Fondsebene

bis 31.12.2008
(„Altfondsanteile“)

ab 1.1.2009
(„Neufondsanteile“)

bis 31.12.2008
(„Altanlagen“)

• Ausschüttung: steuerfrei
• Thesaurierung: steuerfrei
• Verkauf: steuerfrei, wenn Haltezeit > 

1 Jahr

• Ausschüttung: steuerfrei
• Thesaurierung: steuerfrei / 

Steuerpause
• Verkauf: steuerpflichtig

(Hinzurechnung ausgeschütteter
Altveräußerungsgewinne)ab 1.1.2009

(„Neuanlagen“)
• Ausschüttung: steuerpflichtig
• Thesaurierung: steuerfrei
• Verkauf: steuerfrei, wenn Haltedauer

> 1 Jahr

• Ausschüttung: steuerpflichtig
• Thesaurierung: steuerfrei / 

Steuerpause
• Verkauf: steuerpflichtig

14
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Übergangsregelungen für steueroptimierte Geldmarktfonds

Für „steueroptimierte Geldmarktfonds gibt es eine spezielle Übergangsregelung. Für diese wird die Steuerfreiheit des 
Veräußerungsgewinns für vor dem 1. Januar 2009 erworbene Geldmarktfondsanteile eingeschränkt. 

Ein steueroptimierter Geldmarktfonds im Sinne der Regel liegt vor, wenn

· die Anlagepolitik des Fonds auf Erzielung einer Geldmarktrendite ausgerichtet ist und
· ein „Ertragstest“ ergibt, dass der Saldo aus Gewinnen und Verlusten aus der Veräußerung von Wertpapieren und

Termingeschäften die laufenden Bruttoerträge des Fonds übersteigt (d.h. weniger als 50% der Gesamtrendite aus
steuerpflichtigen Zinsen stammt).

Dieser „Ertragstest“ ist einmalig auf Grund des Jahresberichts des letzten vor dem 19. September 2008 endenden
Geschäftsjahres, bei neu aufgelegten Fonds auf Grund des ersten nach dem 19. September 2008 endenden
Geschäftsjahres, durchzuführen. 

Liegt ein steueroptimierter Geldmarktfonds im Sinne dieser Regelung vor, wird die Steuerfreiheit des Veräußerungsgewinns
für vor dem 1. Januar 2009 erworbene Anteile wie folgt beschränkt:

15

Erwerb Veräußerung Steuerliche Behandlung

vor
19.09.2008

vor
10.01.2011

Behandlung als Altfondsanteile:
Veräußerungsgewinn innerhalb Jahresfrist

steuerpflichtig, außerhalb Jahresfrist steuerfrei 
(Bestandschutz)

vor
19.09.2008

ab
10.01.2011

Fiktiver Ver- und Rückkauf des Fondsanteils,
damit bleibt nur der Wertzuwachs bis zum

10.01.2011 steuerfrei

ab 10.01.2011:
Behandlung als Neufondsanteil mit 

Erwerbsdatum 10.01.2011 (folglich kein
Bestandschutz)

ab 
19.09.2008

ab
01.01.2009

Behandlung als Neufondsanteil:
Veräußerungsgewinn unterliegt

Abgeltungsteuer unabhängig von Jahresfrist

16
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Steuersatz und Steuerberechnung
Formel zur KESt-Ermittlung

Die Formel zur Ermittlung der KESt setzt sich aus mehreren Komponenten zusammen und lautet:
Dabei bedeutet

Summe der laufenden Erträge und Veräußerungsgewinne nach der Berücksichtigung von
Verlusten und des Freistellungsauftrags, d.h. Bemessungsgrundlage nach
Verlustverrechnung und Freistellungsauftrag

anrechenbare ausländische Steuer („Quellensteuer“)

KiSt-Satz der erhebenden Religionsgesellschaft (Religionsgemeinschaft).
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 Bei Kirchensteuerpflichtigen berechnet sich die Abgeltungsteuer wie folgt (§ 32d Abs. 1 EStG): 

Einkünfte – 4 x anrechenbare ausländische Steuer 
4 + Kirchensteuersatz Kapitalertragsteuer = 

Annahmen: 
 
Einkünfte    100 € 
Ausländische Steuer   15 € 
Solidaritätszuschlag    5,5% 
Kirchensteuer    9,0% 

Beispiel: 
 
Kapitalertragsteuer 9,78 €         
Solidaritätszuschlag  0,54 €  = 5,5% auf Kapitalertragsteuer 
Kirchensteuer  0,88 €   = 9,0% auf Kapitalertragsteuer 
Gesamt  11,20 € = 11,20% der Einkünfte 

Anmerkung:  
Grundsätzlich beträgt der Kirchensteuersatz in allen Bundesländern 9%. Ausnahmen sind Baden-Württemberg und 
Bayern, wo der Kirchensteuersatz jeweils 8% beträgt. 

18

mailto:manuela.mckensie@debema.de


6. Konferenz STEP Deutschland 1. Oktober 2009 – Düsseldorf

STEP Deutschland e.V.
Geschäftsstelle: c/o Delbrück Bethmann Maffei, Promenadeplatz 9, 80333 München, Tel: 089-23699-216, Fax: 089-23699-219, manuela.mckensie@debema.de

– Vereinsregister München VR 200617 – als gemeinnützig anerkannt gem. Bescheid des Finanzamts für Körperschaften München vom 22.11.06 
Vorstand: Dr. Daniel Lehmann und Manuela McKensie (stellv.)

Deutsche Bank AG, Mannheim – Konto Nr. 0339 333 – BLZ 670 700 10 – IBAN DE87 6707 0010 0033 9333 00 – BIC/SWIFT: DEUTDESMXXX

 Bei Kirchensteuerpflichtigen berechnet sich die Abgeltungsteuer wie folgt (§ 32d Abs. 1 EStG): 

Einkünfte – 4 x anrechenbare ausländische Steuer 
4 + Kirchensteuersatz Kapitalertragsteuer = 

Annahmen: 
 
Einkünfte   100 € 
Ausländische Steuer  15 € 
Solidaritätszuschlag  5,5% 
Kirchensteuer  0,0% 

Beispiel: 
 
Kapitalertragsteuer 10,00 €         
Solidaritätszuschlag  0,55 €  = 5,5% auf Kapitalertragsteuer 
Kirchensteuer  0,00 €   = 0,0% auf Kapitalertragsteuer 
Gesamt  10,55 € = 10,55% der Einkünfte 

Anmerkung:  
Grundsätzlich beträgt der Kirchensteuersatz in allen Bundesländern 9%. Ausnahmen sind Baden-Württemberg und Bayern, 
wo der Kirchensteuersatz jeweils 8% beträgt. 
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Quellensteuer:

Falls ausländische Steuern von der Bank angerechnet werden, kann es z.B. in den Fällen der 
Emittentensteuer zu einer Erstattung von KESt und SolZ an den Anleger kommen.

Die Bank führt für jeden inländischen Privatanleger bzw. dessen Stammnummer einen
Quellensteuertopf.

Befinden sich im Quellensteuertopf zum Jahresende noch nicht angerechnete ausländische
Steuern, ist der Quellensteuertopf zu bescheinigen. Mit dieser Bescheinigung kann der Anleger
die noch nicht angerechnete Quellensteuer im Rahmen seiner Steuererklärung angeben und auf 
die Einkommensteuer anrechnen. Im Rahmen der Veranlagung besteht nicht die Möglichkeit des 
Abzugs nach § 34c Abs. 2 EStG.

Ein Übertrag des Quellensteuertopfes auf das Folgejahr ist nicht möglich, d.h. der 
Quellensteuertopf wird am Jahresende auf Null gestellt[. 
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Die Quellensteueranrechnung ist der Höhe nach auf 25% der jeweiligen Kapitalerträge
begrenzt, d.h. der inländische Privatanleger trägt den übersteigenden Teil der ausländischen
Steuer selbst und ist insoweit endgültig belastet. 

Der 25% übersteigende Betrag kann weder mit der auf andere Kapitalerträge angefallene KESt
verrechnet, noch dem Anleger erstattet werden. Es ist unabhängig von der Herkunft auf jeden
einzelnen Kapitalertrag abzustellen, d.h. es gilt die sogenannte „per-item-limitation“.

21
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Besonderheiten gelten, wenn zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem
anderen Staat ein DBA besteht. 

DBA regeln zum einen das Besteuerungsrecht zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und dem Quellenstaat und zum anderen enthalten sie Höchstgrenzen für
ausländische Quellensteuern („DBA-Steuersatz“) – soweit der Privatanleger
abkommensberechtigt ist. Ist der DBA-Steuersatz (z.B. 15%) niedriger als die 
allgemeine Anrechnungsgrenze von 25%, ist der übersteigende Teil (z.B. 10%) nicht
anrechenbar.

Der Anleger kann sich jedoch in der Regel die Differenz zwischen der einbehaltenen
Steuer und dem DBA-Steuersatz von den jeweiligen ausländischen Steuerbehörden
erstatten lassen.

DBA-Fälle
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Nicht DBA-Fälle

Da bei nicht DBA-Fällen fraglich ist, ob die abgezogene ausländische Quellensteuer
einer  der deutschen Einkommensteuer entsprechende Steuer darstellt, können die 
Kreditinstitute nicht von einer generellen  Anrechenbarkeit von Quellensteuern
ausgehen. 

Für die Prüfung, ob eine ausländische Steuer der deutschen Einkommen-
Steuer entspricht, ist auf die Internetseite des Bundeszentralamtes für Steuern eine 
Zentrale Übersicht über die anrechenbare ausländische Quellensteuer auf Kapital-
Erträge eingestellt. 
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Ausländische Quellensteuer bei Treuhandkonten,
Niessbrauch und Nachlasskonten

Da für die genannten Konten beim Steuerabzug grundsätzlich die für Einkünfte aus 
Kapitalvermögen geltenden Regelungen Anwendung finden ist auch die Anrechnung aus-
ländischer Quellensteuern möglich.
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Fiktive Quellensteuer:

Manche DBA enthalten Regeln zu fiktiven Quellensteuern. 

Die Anrechnung von fiktiven Quellensteuern ist ohne weitere Nachprüfung nicht möglich, weil die 
Regelungen zu fiktiven Quellensteuern im jeweiligen DBA unterschiedlich sind. Die 
Voraussetzungen der Anrechnung müssen deshalb im Einzelfall geprüft werden, was 
grundsätzlich nur im Veranlagungsverfahren möglich ist – soweit diese in der Liste des 
Bundeszentralamts für Steuern vom 21. Juli 2008 nicht ausdrücklich als anrechenbar aufgeführt
wurden. 

Damit der inländische Privatanleger die fiktiven Quellensteuern bei der Veranlagung zur
Einkommensteuer berücksichtigen kann, sind diese von der Bank zu bescheinigen.
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Ausländische Dividende 100
Steuerberechnung
Abgeltungsteuer 25 % 25
./. Anrechenbare ausl. Steuer -15
zu zahlende Abgeltungsteuer 10

Beispiel 2:

Geschäftsvorfall Ertrag Abgeltungsteuer
anrechenbare ausl.
Steuer

(1) Ausl. Div. Land 1 100 10 15
(2) Ausl. Div. Land 2 200 0 50
(3) Inl. Zinsertrag 300 75 -

Summe 600 85 65

Steuerverprobung:
Erträge insgesamt 600
Abgeltungsteuer 25 % 150
./. Anrechenbare ausl. Steuer -65
zu zahlende Abgeltungsteuer 85

Verluste mindern die abgeltungsteuerpflichtigen Erträge unabhängig davon, ob diese aus ausländischen Quellen 
stammen. Die Summe der anrechenbaren Quellensteuerbeträge ist auf die nach Verlustrechnung verbleibende 
Abgeltungsteuerschuld anzurechnen.

Beispiele 
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Geschäftsvorfälle  (1) - (3) wie Beispiel 2, zusätzlich danach
(4) Verlust aus Anleiheveräußerung

Geschäftsvorfall Ertrag Verlusttopf Abgeltungsteuer
anrechenbare ausl.
Steuer

(1) Ausl. Div. Land 1 100 10 15
(2) Ausl. Div. Land 2 200 0 50
(3) Inl. Zinsertrag 300 75 -
(4) Veräußerungsverlust -300

Summe brutto 600 -300 85 65
Verlustverrechnung -300 300
Zwischensumme 300 0 85 65
Steuererstattung -75
Endsumme 300 0 10 65

Steuerverprobung:
Erträge nach Verlustverrechnung 300
Abgeltungsteuer (25 %) 75
./. anrechenbare ausländische Steuer -65
Verbleibende Abgeltungsteuerschuld 10
./. Bereits gezahlte Abgeltungsteuer -85
Erstattung -75

Auf die Abrechnungsperiode beogen, ergibt sich hinsichtlich der Anrechnung ausländischer Steuern insgesamt kein Unterschied 
aus der Reihenfolge des Anfalls von Verlusten und Erträgen
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Wie Beispiel 3, aber zuerst Verlust aus Anleiheveräußerung

Geschäftsvorfall Ertrag Verlusttopf Abgeltungsteuer
anrechenb. Ausl
Steuer

(0) Veräußerungsverlust -300 - -
(1) Ausl. Div. Land 1 100 (-100) 0 15
(2) Ausl. Div. Land 2 200 (-200) 0 50
(3) Inl. Zinsertrag 300 75 -

Summe brutto 600 -300 75 65
Verlustverrechnung -300 300
Zwischensumme 300 0 75 65
Steuererstattung -65
Endsumme 300 0 10 65

Steuerverprobung:
Erträge nach Verlustverrechnung 300
Abgeltungsteuer (25 %) 75
./. anrechenbare ausländische Steuer -65
Verbleibende Abgeltungsteuerschuld 10
./. Bereits gezahlte Abgeltungsteuer -75
Erstattung -65
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Rz. 21a: 

Gezahlte Zwischengewinne sollen nicht mehr steuerlich berücksichtigt werden können, wenn der 
Fonds keinen Ertragsausgleich durchführt. (Hintergrund der Regelung sind offensichtlich in der Praxis
aufgetretene Steuersparmodelle, die von der Finanzverwaltung als mißbräuchlich beurteilt werden.)

Der BVI teilt hierzu mit, dass sich das BMF wie folgt geäußert hat:

"Zu Rz. 21a wird in diesem Jahr noch eine gesonderte Regelung erarbeitet, die die generelle Aussage 
zur Abhängigkeit der negativen Einnahmen von der Durchführung eines Ertragsausgleichs in 
bestimmten Fallgestaltungen reduziert."

Aktuelle News hinsichtlich des BMF-Schreibens zum InvStG
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Rz. 77a:

Bei inländischen thesaurierenden Fonds können ausländische anrechenbare Quellensteuern nur 
innerhalb der steuerpflichtigen Kapitalerträge nach § 7 Abs. 4 InvStG (also ohne die inländischen 
Dividenden, § 7 Abs. 3 InvStG) auf die von der Fondsgesellschaft zu erhebende KESt 
angerechnet werden. Anrechnungsüberhänge an anrechenbaren Quellensteuern kann es somit 
nicht geben. Folglich können diese auch nicht in den von der Bank zu führenden 
Quellensteuertopf eingestellt werden. Zudem wird das WM-Feld ED215 "Bereits angerechnete 
ausländische Quellensteuer auf deutsche Dividenden" deaktiviert. 

Die in der Rz. angesprochene Kappung der ausländischen anrechenbaren Quellensteuer für 
Privatanleger auf 25 % der nach Verlustverrechnung verbleibenden ausländischen Einkünfte wird 

durch WM vorgenommen und entsprechend veröffentlicht.
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Rz. 119:

Zur Vermeidung von Liquiditätsnachteilen bei betrieblichen Anlegern infolge des Wegfalls der
Gegenrechnung von gezahlten Zwischengewinnen können Anteilsklassen an in- und ausländischen 
Publikumsfonds gebildet werden. Diese Fonds (eigene WKN) brauchen dann keine Zwischengewinne zu 
ermitteln, so dass das Liquiditätsproblem nicht mehr besteht. Die Fonds sollen insbesondere betrieblichen 
Anlegern, nicht jedoch Privatanlegern, vorbehalten bleiben. 

Halten Privatanleger diese Anteilsklasse - was vorkommen wird und nicht auszuschließen ist - sind für 
diese Zwischengewinne dem Steuerabzug zu unterwerfen. Da dieser von der Fondsgesellschaft nicht 
veröffentlicht wird, ist von den Banken der Ersatzwert für den Zwischengewinn (§ 5 Abs. 3 InvStG) zu 
berechnen und zu besteuern. Die Fonds sollen von WM entsprechend geschlüsselt werden, damit in 
Abhängigkeit vom Anteilseigner für diese Fonds ein Zwischengewinn gerechnet werden kann.
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
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6. Konferenz STEP Deutschland e.V.

Einiges Europa?
Aspekte der Vermögens-, Steuer- und 

Nachfolgeplanung in der Praxis

2

Beschränkungen von Spenden 
und Stiftungstätigkeiten auf das Inland 

europarechtswidrig?

Dr. Jochen Lüdicke
Freshfields Bruckhaus Deringer
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Entwicklung des Gemeinnützigkeitsrechts in Deutschland
EuGH-Rechtsprechung
Die aktuellen Steuernormen und die EuGH-Rechtsprechung
Ausblick auf die zukünftige Lage: 

Auswirkungen der EuGH-Rechtsprechung
Was ist vom Gesetzgeber und der Verwaltung zu erwarten und wie 
kann man sich gestaltungstechnisch darauf einstellen?

4

Entwicklung des 
Gemeinnützigkeitsrechts in Deutschland
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Gemeinnützigkeitsrecht seit Bestehen der Bundesrepublik 
Deutschland
Gemeinwohlgründe sollen vom Grundgedanken her das 
nationale Gemeinwohl fördern und zugleich dem Staat zugute 
kommen, da Entlastung durch gemeinnützige Einrichtungen
Entwicklung von rein nationalen Gemeinwohlgründen (vor 
Einführung der AO) zu internationalen Gemeinwohlgründen, 
nun eher Bestrebungen der Beschränkung auf nationale 
Gemeinwohlgründe

16.3.1977: Inkrafttreten der AO
→ Entwicklungshilfe und Völkerverständigung als 

gemeinnützige Zwecke

Entwicklung des 
Gemeinnützigkeitsrechts in 

Deutschland

6

Änderungen von §§ 51/52 AO 
22.12.1983: Gesetz zur Änderung des Parteiengesetzes und 

anderer Gesetze 
Einfügung der allgemeinen Förderung des demokratischen Staatswesens 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes und in Berlin (West) (§ 52 Abs. 2 
Nr. 3 AO)

10.10.2007: Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaft-
lichen Engagements
Neuformulierung und Erweiterung des Katalogs in § 52 Abs. 2 AO; 
Bsp. Denkmalpflege, Naturschutz, Hilfe für Verfolgte, internationale 
Gesinnung

19.12.2008: Jahressteuergesetz 2009
Einfügung von § 51 Abs. 2 und 3 AO

Entwicklung des 
Gemeinnützigkeitsrechts in 

Deutschland
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§ 51 Abs. 2 AO:
„Werden die steuerbegünstigten Zwecke im Ausland verwirklicht, setzt die 
Steuervergünstigung voraus, dass natürliche Personen, die ihren Wohnsitz oder ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben, gefördert 
werden
oder
die Tätigkeit der Körperschaft neben der Verwirklichung der steuerbegünstigten 
Zwecke auch zum Ansehen der Bundesrepublik Deutschland im Ausland beitragen 
kann.“

Entwicklung des 
Gemeinnützigkeitsrechts in 

Deutschland
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Bsp. § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 24 AO (demokratisches Staatswesen im Inland): 
rein nationaler Gemeinwohlgrund

Internationale Gemeinwohlgründe
§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 10 AO: die Förderung der Hilfe für

politisch, rassisch oder religiös 
Verfolgte, für Flüchtlinge, 
Vertriebene, Vermisste […]

§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 13 AO: die Förderung internationaler 
Gesinnung, der Toleranz auf allen 
Gebieten der Kultur und des 
Völkerverständigungsgedankens

§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 15 AO: die Förderung der Entwicklungs-
zusammenarbeit

Entwicklung des 
Gemeinnützigkeitsrechts in 

Deutschland
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fraglich, ob die internationalen Gemeinwohlgründe überhaupt 
unter § 51 Abs. 2 AO hinsichtlich beider Varianten subsumiert 
werden können
wonach soll sich bei den (internationalen) 
Gemeinwohlgründen richten, ob die Tätigkeit der Körperschaft 
auch zum Ansehen der Bundesrepublik Deutschland beitragen 
kann?

soll es auf den direkten Empfänger der Spende, also etwa eine 
nicht deutsche Hilfsorganisation ankommen?
oder soll es auf mittelbaren Empfänger abgestellt werden, wie 
etwa den von der Hilfsorganisation behandelten Patienten?
Problem beim zweiten Ansatz: Spende vs. Sponsoring

Entwicklung des 
Gemeinnützigkeitsrechts in 

Deutschland

10

EuGH-Rechtsprechung
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Urteil Urteil „„StaufferStauffer““ vom 14.9.2006 (Cvom 14.9.2006 (C--386/04):386/04):
Eigentum an und Nutzung von Immobilien fällt unter 
Kapitalverkehrsfreiheit
Gleichbehandlung darf nicht alleine wegen Sitzes im EU-
Ausland verwehrt werden, wenn die steuerlichen Voraus-
setzungen eines Mitgliedstaats von einer im anderen 
Mitglied-staat anerkannten gemeinnütziger Stiftung erfüllt 
werden
§ 52 AO a.F. unterschied nicht zwischen Inlands- und 
Auslandstätigkeit, daher keine Begrenzung auf nationale 
Einrichtungen

die Notwendigkeit der Steueraufsicht ist kein 
Rechtfertigungsgrund; bloße verwaltungstechnische Nachteile 
genügen nicht 

Vorlage von stichhaltigen Belegen denkbar

EuGH-Rechtsprechung
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Amtshilfe der Mitgliedstaaten möglich
die Kohärenz von Steuernormen kann Rechtfertigungsgrund 
sein, aber unmittelbarer Zusammenhang zwischen 
Steuervergünstigung und Ausgleich der Vergünstigung nötig
→ keine Belastung, die die unbeschränkt steuerpflichtigen Stiftungen 

in Deutschland trifft; daher kein unmittelbarer Zusammenhang 
gegeben

→ Gemeinwohlverantwortung an Stelle des Staates daher kein 
Argument

Verringerung von Steuereinnahmen ist ebenfalls kein 
Rechtfertigungsgrund

Mitgliedstaaten haben Ermessen, welche Interessen der 
Allgemeinheit sie fördern wollen; aber dieses muss entsprechend 
dem Gemeinschaftsrecht ausgeübt werden

EuGH-Rechtsprechung
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EuGH-Rechtsprechung

→ Vorgaben an den deutschen Gesetzgeber durch 
„Stauffer“:

Gemeinwohlgründe können auf das Inland begrenzt werden, 
solange die Regelungen das EU-Recht beachten
wenn die Voraussetzungen von §§ 51 ff. AO durch ausländische 
Rechtsträger erfüllt sind, dürfen Normen, die auf §§ 51 ff. AO 
Bezug nehmen, nicht zwischen inländischen und ausländischen 
Rechtsträgern differenzieren, es sei denn, es liegen 
Rechtfertigungsgründe für die Differenzierung vor

dabei ist die Notwendigkeit der Steueraufsicht aufgrund der 
Amtshilferichtlinie kein Rechtfertigungsgrund

14

Urteil Urteil „„JundtJundt““ vom 18.12.2007 (Cvom 18.12.2007 (C--281/06):281/06):
auch eine nebenberuflich und quasi ehrenamtlich ausgeübte 
Tätigkeit fällt unter den Anwendungsbereich von Art. 49 EGV
→ wirtschaftlicher Charakter entscheidend
→ Leistungen, die normalerweise gegen Entgelt erbracht werden
Gewinnerzielungsabsicht des Dienstleitungserbringers nicht 
erforderlich
§ 3 Nr. 26 EStG: Verletzung der Dienstleistungsfreiheit

Ziele der Gemeinschaftspolitik müssen beachtet werden bei Ausübung der 
mitgliedstaatlichen Befugnisse

hier aber keine Ausübung der Befugnis zur Gestaltung des 
Bildungswesens, da keine Beschränkung der Norm auf 
Lehrtätigkeiten

EuGH-Rechtsprechung
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Kohärenz des Steuersystems hier keine Rechtfertigung
„Gegenseitigkeitsverhältnis“ (Steuerpflichtiger entlastet Gemeinwesen , 
daher Steuervergünstigung) kein Argument, da kein unmittelbarer 
Zusammenhang zwischen dem steuerlichen Vorteil und Ausgleich des
Vorteils durch steuerliche Belastung (vgl. „Stauffer“)
bei Übernahme von Forschungs- und Lehrtätigkeit durch 
nebenberufliche Lehrkräfte nur mittelbarer Zusammenhang zwischen 
Steuervergünstigung und Nutzen für Mitgliedstaat

EuGH-Rechtsprechung
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EuGH-Rechtsprechung

→ Vorgaben an den deutschen Gesetzgeber durch „Jundt“:
§ 3 Nr. 26 und 26a EStG dürfen sich nicht auf Tätigkeiten im 
Inland beschränken, da ansonsten eine Beschränkung der 
Dienstleistungsfreiheit gegeben ist
Rechtfertigung für Beschränkung auf das Inland nicht ersichtlich
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Urteil Urteil „„Hein PerscheHein Persche““ vom 27.1.2009 (Cvom 27.1.2009 (C--318/07):318/07):
Ermessen des Mitgliedstaats, Tätigkeiten als gemeinnützig 
anzuerkennen und durch Steuervergünstigungen zu fördern; 
aber Beachtung des Gemeinschaftsrechts nötig
auch Sachspenden fallen unter die Kapitalverkehrsfreiheit

fehlende Abzugsfähigkeit von Spenden an als gemeinnützig anerkannte 
Einrichtungen in anderen Mitgliedstaaten = Beschränkung des 
Kapitalverkehrs

keine Rechtfertigung einer Beschränkung durch:
Vermeidung des Rückgangs der Steuereinnahmen

→ „Gegenseitigkeitsverhältnis“ (Einrichtungen nehmen 
Gemeinwohlaufgaben wahr, die ansonsten der Staat vornähme)

EuGH-Rechtsprechung

18

Wirksamkeit der Steueraufsicht 
zwar zwingender Grund des Allgemeininteresses
aber Verhältnismäßigkeit der beschränkenden 
Maßnahme muss gewahrt sein, hier (-)

Steuerpflichtiger kann Belege vorlegen
Auskunftsersuchen nach Richtlinie 77/799 möglich

EuGH-Rechtsprechung
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EuGH-Rechtsprechung

→ Vorgaben an den deutschen Gesetzgeber durch „Hein 
Persche“:

§§ 51 ff. AO können frei gestaltet werden, solange sie EU-
konform sind 

Bsp. komplette Abschaffung von Steuervorteilen für gemeinnützige 
Rechtsträger möglich

§ 10b EStG darf bei momentaner gesetzlicher Ausgestaltung von 
§§ 51 ff. AO ausländische Körperschaften nicht pauschal 
ausschließen, sondern muss die Nachweismöglichkeit bieten, 
dass die Voraussetzungen für die Vergünstigung gegeben sind

20

Die aktuellen Steuernormen und die EuGH-
Rechtsprechung
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§ 51 Abs. 2 AO: 
Gesetzgeber wollte den nach „Stauffer“ und „Hein Persche“
bestehenden Ermessensspielraum nutzen 

die Gemeinwohlgründe können frei gestaltet werden, solange 
sie EU-konform sind

§ 5 Abs. 2 Nr. 2 KStG:
Steuerbefreiung für gemeinnützige Einrichtungen in 
EU/EWR nach §§ 5 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 1 Nr. 9 KStG

soll ebenfalls „Stauffer“ umsetzen, indem EG-/EWR-
Einrichtungen die Vorteile von § 5 Abs. 1 Nr. 9 EStG zuteil 
werden können

Die aktuellen Steuernormen und die 
EuGH-Rechtsprechung
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§ 10b Abs. 1 Satz 1 EStG, § 50 EStDV:
Verweis auf § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG, daher grundsätzliche Abzugsmöglichkeit 
von Spenden an beschränkt steuerpflichtige gemeinnützige EU-/EWR-
Einrichtungen (vgl. § 5 Abs. 2 Nr. 2 KStG)
allerdings: 

§ 50 EStDV unterscheidet zwischen in- und ausländischen 
Empfängern, ohne dass dies durch Gemeinschaftsrecht oder 
Rechtfertigungsgründe bedingt wäre
keine Ausdehnung auf gemeinnützige EU-Einrichtungen (trotz 
Auskunftsmöglichkeit)

Die aktuellen Steuernormen und die 
EuGH-Rechtsprechung
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daher Verstoß gegen „Stauffer“, da die gewährten 
Steuervorteile nicht bei ausländischen Rechtsträgern 
gelten, die die Voraussetzungen von §§ 51 ff. AO erfüllen
EU-rechtswidrig nach „Hein Persche“ durch Inlandsbezug 
und mangelnde Nachweismöglichkeit bzgl. der Erfüllung 
der steuerlichen Voraussetzungen durch ausländische 
Rechtsträger

Die aktuellen Steuernormen und die 
EuGH-Rechtsprechung
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§ 3 Nr. 26, Nr. 26a EStG:
bei unbeschränkter Steuerpflicht iSv § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG, daher 
keine Steuervergünstigung bei ausländischen gemeinnützigen 
Einrichtungen

allerdings Erweiterung auf juristische Personen des öffentlichen 
Rechts, die in EU-/EWR-Staat belegen sind
soll „Jundt“-Urteil umsetzen, in dem die Beschränkung auf das 
Inland als Verstoß gegen die Dienstleistungsfreiheit angesehen 
wurde
geht aber wegen Begrenzung auf private inländische gemein-
nützige Einrichtungen nicht weit genug
verstößt zugleich gegen Grds. aus „Stauffer“, da ausländische 
Körperschaften, die die Voraussetzungen von §§ 51ff. AO erfüllen, 
nicht von der Norm erfasst werden

Die aktuellen Steuernormen und die 
EuGH-Rechtsprechung
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§ 13 Abs. 1 Nr. 16 b), c), Nr. 17 ErbStG: Steuerbefreiung …
nach § 13 Abs. 1 Nr. 16 b) ErbStG nur für Zuwendungen an 
inländische Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen 
nach § 13 Abs. 1 Nr. 16 c) ErbStG bei Zuwendungen an 
entsprechende ausländische Rechtsträgern nur, wenn ausländischer 
Staat entsprechend den deutschen Rechtsträgern Steuerbefreiung 
gewährt und dies durch förmlichen Austausch von Erklärungen 
durch den Bundesfinanzminister festgestellt wird 
(siehe R/H 48 ErbStR)
nach § 13 Abs. 1 Nr. 17 ErbStG bei Zuwendungen, die ausschließlich 
[…] gemeinnützigen […] Zwecken gewidmet sind, sofern die 
Verwendung zu dem bestimmten Zweck gesichert ist

Die aktuellen Steuernormen und die 
EuGH-Rechtsprechung
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→ damit werden im Ergebnis allgemeine Zuwendungen an 
inländische Körperschaften steuerbefreit, aber die Steuer-
befreiung von Zuwendungen an ausländische Körperschaften 
ist an direkte Zweckzuweisungen iSv § 13 Abs. 1 Nr. 17 ErbStG 
gebunden
entspricht nicht den Grds. aus „Stauffer“, da bei ausländischen 
Rechtsträgern, die die Voraussetzungen von §§ 51 ff. AO 
erfüllen, ungerechtfertigte Benachteiligung erfolgt
→ Verstoß gegen die Kapitalverkehrsfreiheit!

§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 b) GrStG: 
nur Befreiung von Grundsteuer für inländische Rechtsträger

ebenfalls aus den gleichen Gründen nach den Grds. von 
„Stauffer“ Verstoß gegen die Kapitalverkehrsfreiheit!

Die aktuellen Steuernormen und die 
EuGH-Rechtsprechung
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Kapitalverkehrsfreiheit = Weltfreiheit, ohne Rechtfertigung 
keine Beschränkung der Gesetze auf das EU-Gebiet möglich

Rechtfertigung wegen Steueraufsicht nach EuGH-Rspr. seit 
„Stauffer“ nicht möglich, wenn Steuerpflichtiger Belege 
beibringen kann „oder“ (in der Praxis wohl eher „und“)
Amtshilfe möglich ist
fraglich, was wohl als „Amtshilfe“ genügt:

Große Auskunftsklausel in DBA? 
OECD Auskunftsabkommen?

Die aktuellen Steuernormen und die 
EuGH-Rechtsprechung

28

→ Anwendung aller EU-weiten Normen auch auf US-
Einrichtungen wegen Art. XI Absatz 1 des 
Freundschaftsabkommens?
„…Gesellschaften eines Vertragsteils, die in dem Gebiet des anderen 
Vertragsteils Handel treiben oder sich dort […] in dem Bereich […] 
der Wohlfahrt betätigen, unterliegen dort hinsichtlich der Zahlung 
von Steuern, Gebühren oder Abgaben, die auf Einkommen, Kapital, 
Umsatz, Betätigungen oder andere Steuergegenstände erhoben 
werden […] keiner stärkeren Belastung als unter gleichartigen 
Voraussetzungen […] die Gesellschaften des anderen Vertragsteils“

wegen Art. 26 DBA-USA ist Auskunft sichergestellt
Grenze: deutscher ordre-public, Bsp. „Scientology“

Die aktuellen Steuernormen und die 
EuGH-Rechtsprechung
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Ausblick auf die zukünftige Lage

30

Auswirkungen der EuGH-Rechtsprechung
es müsste eine Anerkennung der Spenden an/ Anwendung der 
Steuervorteile auf ausländische gemeinnützige EU-Einrichtungen 
erfolgen, solange diese die deutschen steuerlichen 
Voraussetzungen erfüllen

§ 10b Abs. 1 Satz 1 EStG iVm § 50 EStDV
müsste wegen der Kapitalverkehrsfreiheit Zuwendungen an 
alle ausländischen Rechtsträger begünstigen

§ 3 Nr. 26, 26a EStG
müsste aufgrund der Dienstleistungsfreiheit auch Tätigkeiten 
umfassen, die für eine ausländische Körperschaft im EU/EWR-
Raum erfolgen

Ausblick auf die zukünftige Lage
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§ 13 Abs. 1 Nr. 16 b), c) ErbStG 
müsste wegen der Kapitalverkehrsfreiheit die Steuerbefreiung auf 
Zuwendungen an alle ausländischen Rechtsträger ausweiten

§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 b) GrStG 
müsste ebenfalls aufgrund der Kapitalverkehrsfreiheit auch alle 
ausländischen Rechtsträger von der Steuer befreien

Ausblick auf die zukünftige Lage

32

Anzunehmende Reaktion des Gesetzgebers/ der Verwaltung
vermutlich Eingrenzung der Abzugsmöglichkeiten, um keine 
Steuereinnahmen zu verlieren
in der Verwaltung wahrscheinlich enge, interessengebundene 
Auslegung von § 52 Abs. 2 AO

Auswirkungen auf die Formulierung von Testamenten, 
Erbverträgen und Stiftungsstatuten

Gemeinnützige Stiftungen mit Auslandsbezug sollten jetzt gegründet 
werden (wohl keine Rückwirkung bei Gesetzesänderung, sondern 
Bestandsschutz)
Zuwendungen iSv § 13 Abs. 1 Nr. 17 ErbStG sind schon jetzt von der 
Erbschaft- und Schenkungsteuer befreit, so dass sich klare Formulierung 
der Zwecke generell empfiehlt

Ausblick auf die zukünftige Lage
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Stiftungsstatut
bei Planung von Auslandstätigkeit:

für den Fall von Rechtsverfahren Bildung einer 
entsprechenden Rücklage für die Verfahrensdauer

Testament/ Erbvertrag
Einsetzung eines Testamentsvollstreckers und 
Bevollmächtigung zur Präzisierung der Zuwendung unter 
der Bedingung, dass sich die Gesetzeslage ändert

Ausblick auf die zukünftige Lage
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Hinweise zur Mitgliedschaft bei STEP 

 

Zum Aufnahmeantrag zu STEP Deutschland e.V. 

 

Um STEP Deutschland beizutreten, füllen Sie bitte den Aufnahmeantrag auf Deutsch oder Englisch aus und sen-

den ihn nebst Anlagen an STEP Deutschland e.V., c/o Delbrück Bethmann Maffei AG, Promenadeplatz 9, 80333 

München.  

 

 

Zur STEP Membership Application Form zu STEP Ltd. 

 

Wenn Sie noch nicht zugelassenes Mitglied von STEP Ltd. sind und die Mitgliedschaft bei STEP Ltd. noch nicht 

beantragt haben, beachten Sie bitte die nachfolgenden Hinweise und senden Sie das auf Englisch ausgefüllte STEP 

Membership Application Form ebenfalls an STEP Deutschland e.V., c/o Delbrück Bethmann Maffei AG, Prome-

nadeplatz 9, 80333 München.  

 

 

1. Personal Details 

Bitte tragen Sie unter Ziff. 1 

Ihre persönlichen Angaben 

ein.  Entsprechend Ihren Ein-

tragungen werden Sie – sofern 

gewünscht (vgl. Nr. 9) auch im 

STEP Directory and Yearbook 

als Mitglied aufgeführt wer-

den. Eine Eintragung wie „tax 

advisor, attorney at law oder 

trust manager“ in der Zeile 

„Job Title“ erleichtert es den 

Nutzern des Yearbook, Sie 

gezielt anzusprechen. 

Als Mitglied können Sie Än-

derungen später im Internet 

online vornehmen. Bei ‚Coun-

ty/State/Province’ bedarf es in 

Deutschland keiner Eintra-

gung. 

2. Expertise and  
Qualification 

Bitte tragen Sie ein, seit wann 

Sie sich schwerpunktmäßig 

mit Nachfolge- und/oder 

Trust- bzw. Stiftungsfragen 

befassen.  

Kreuzen Sie bitte ‚Full mem-

bership’ an, wenn Sie seit min-

destens fünf Jahren in diesem 

Bereich tätig sind, für eine 

‚Associate membership’ sind 

mindestens zwei Jahre erfor-

derlich.  

3. Trust and Estate  
Experience /CV 

Beschreiben Sie auf einem se-

paraten Blatt die Tätigkeiten, 

auf die Sie sich unter Ziff. 2 

bezogen haben, oder fügen Sie 

einen englischsprachigen Le-

benslauf bei. In der Regel ge-

nügt eine Beschreibung von ½ 



www.step.org/germany 
www.step-deutschland.org 
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bis 1 Seite Länge. Es kommt 

darauf an, dass sich das Mem-

bership  Committee in Lon-

don, das mit deutschen Be-

sonderheiten, etwa dem Ar-

beitsbild hiesiger Notare nicht 

vertraut sind, ein plastisches 

Bild von der Art und dem 

Umfang Ihrer Tätigkeit ma-

chen kann.  

Die an dieser Stelle erbetenen 

Auskünfte sollen nicht Ihre 

Verschwiegenheit in Frage 

stellen. Es werden keine kon-

kreten oder identifizierbaren 

Angaben zu einzelnen Kun-

den oder Mandanten erbeten, 

sondern eine Beschreibung 

Ihres bisherigen Tätigkeits-

felds insgesamt. Sollten Sie 

aufgrund der Besonderheiten 

Ihrer Mandats- oder Kunden-

struktur Bedenken haben, 

hierzu Angaben zu machen, so 

füllen Sie bitte Ihre Anmel-

dung im Übrigen aus und 

sprechen Sie den geschäftsfüh-

renden Generalsekretär oder 

den Präsidenten von STEP 

Deutschland e.V. an. 

Bitte beschreiben Sie nicht, 

welche Dienstleistungen Sie 

Ihren Kunden oder Mandan-

ten anbieten möchten, sondern 

bei welchen Aufgabenstellun-

gen Sie in den vergangenen 5 

Jahren tätig geworden sind. Es 

kann sich auch anbieten, wenn 

Sie abstrakte Angaben über 

den Kreis Ihrer Kunden oder 

Mandanten machen, soweit 

dies Einfluss auf die von Ihnen 

erbrachten Beratungsdienst-

leistungen hat.  

Bitte fügen Sie einen – notfalls 

kurzen – englischsprachigen 

Lebenslauf bei. Die Vorlage 

eines Lebenslaufs wird nicht 

zwingend gefordert, erleich-

tert es dem Membership 

Committee jedoch außeror-

dentlich, sich ein plastisches 

Bild von Ihrer Tätigkeit zu 

machen. 

4. Qualifications  
and Experience 

Markieren Sie in der linken 

Spalte (1.) bitte Ihre beruf-

lichen Qualifikationen. Sind 

Sie Rechtsanwalt oder Notar, 

können Sie dies unter unter 

„Other“ angeben. 

Bitte kreuzen Sie in der rech-

ten Spalte (2.) die Tätigkeiten 

an, die Sie in Ihrer Beschrei-

bung zu Ziff. 3 bereits ange-

geben haben. 

5. Branch Affiliation 

Bitte tragen Sie „STEP Ger-

many, Frankfurt“ ein.  

Sobald weitere Branches in 

Deutschland gegründet wur-

den, haben Sie die Möglich-

keit, in eine andere deutsche 

Branch zu wechseln, wenn Sie 

dies wünschen. 

6. Declaration 

Wenn möglich, lassen Sie Ihre 

Angaben bitte von Ihrem Ar-

beitgeber oder einem anderen 

STEP Mitglied bestätigen. 

Sollte dies nicht möglich sein, 

lassen Sie diesen Abschnitt 

bitte frei. 

7. Annual Membership 

Subscription Payment 

Bitte beachten Sie, dass die 

Bezahlung nur per Scheck 

oder Kreditkarte erfolgen 

kann. Eine Überweisung auf 

ein Konto von STEP Ltd. in 

London ist leider nicht mög-

lich.  

8. Applicant’s Declaration 

Bitte bestätigen Sie, dass Sie 

mit den STEP Statuten, die 

STEP als offene, gemein-

nützige, berufsgruppenüber-

greifende Organisation defi-

nieren, die sich dem Erfah-

rungs- und Kenntnisaustausch 

unter erfahrenen Praktikern 

verschrieben hat, einverstan-

den sind. Kopien der Statuten 

können Sie über STEP Germa-

ny, Frankfurt erhalten.  

9. Data Protection 

Bitte tragen Sie ein, ob Sie 

Informationen von ausgewähl-

ten Dritten erhalten möchten 

und ob Sie wünschen, dass 

Ihre Kontaktdaten in die ver-

öffentlichten Mitgliedschafts-

listen von STEP aufgenommen 

werden. 

 

Bitte senden Sie Ihren Mitgliedschaftsantrag an  

 

STEP Deutschland e.V. 
c/o Delbrück Bethmann Maffei AG 

Promenadeplatz 9 

80333 München.  
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THE COMPANIES ACTS 1985 - 1989 
 
 

COMPANY LIMITED BY GUARANTEE 
AND NOT HAVING A SHARE CAPITAL 

 
 

NEW ARTICLES OF ASSOCIATION 
 

-of- 
 

SOCIETY OF TRUST AND ESTATE PRACTITIONERS 
(Company number 2632423) 

 
(Adopted by Special Resolution on           ) 

 
PRELIMINARY 
 
1 In these Articles if not inconsistent with the subject or context the words 

standing in the first column of the following table shall bear the meanings set 
opposite to them respectively in the second column thereof:- 

 
WORDS        MEANINGS 
 
Act the Companies Acts 1985 -1989 
 
Annual Subscription a fee payable by Members in respect of one year’s 

membership of the Company 
 
Articles these Articles of Association and the regulations of the 

Company from time to time in force 
 
Associate Member a member of the Company who has been registered by 

the Council as an Associate Member as set out in Article 
9 and who has the rights and privileges set out in Article 
15 

 
Branch  a group of Members who come together (whether as an 

incorporated body or an unincorporated body) in any 
Region for the purpose of the furtherance of the objects 
of the Company as set out in the Memorandum of 
Association of the Company and are recognised as such 
by Council 

 
Chairman  the Chairman of the Company from time to time 

appointed in accordance with Article 60 
 
Company Society of Trust and Estate Practitioners (registered 

company number 2632423) 
 
Council the Council of management for the time being of the 

Company 
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Deputy Chairmen the Deputy Chairmen of the Company from time to time 
appointed in accordance with Article 60 

 
Guidelines for the guidelines adopted from time to time by the Council 
Regional Committees to regulate the Regional Committees  
 
Honorary Member a member of the Company who has been registered by 

the Council as an Honorary Member and who has been 
nominated in accordance with Article 11 and who has the 
rights and privileges as set out in Articles 16 and 17 

 
in writing written or produced by any substitute for writing, including 

references to printing, lithography, photography, 
xerography and other modes of representing or 
reproducing words and/or figures in a visible form, or 
partly written so produced 

 
Judicial Member a member of the Company who has been registered by 

the Council as a Judicial Member and who has been 
nominated in accordance with Article 12 and who has the 
rights and privileges as set out in Article 18 

 
Member unless otherwise stated and as the context admits or 

requires any Ordinary Member, Associate Member, 
Student Member, Judicial Member or Honorary Member 
of the Company 

 
Membership Committee  a committee of the Council responsible for approving 

applications for membership of the Company, to 
recognise and encourage formation of Branches and to 
approve applications for membership of Branches 

 
Month calendar month 
 
Office the registered office of the Company 
 
Officer  Chairman, Deputy Chairman, Treasurer or Secretary 
 
Ordinary Member a member of the Company who has been registered by 

the Council as an Ordinary Member as set out in Article 8 
and who has the rights and privileges set out in Article 14 

 
Regional Committees the committees set up in each of the Regions in 

accordance with the Guidelines for Regional Committees 
 
Regional Council  a member of the Council appointed by a Region 
Member    
 
Regions Canada and United States of America; 

Asia and Australasia; 
Caribbean;  
Europe and Mediterranean and Africa and Indian Ocean;  
Scotland and Ireland and Isle of Man; 
Channel Islands;  
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England and Wales; 
and any other variation of the aforementioned or new 
Regions that the Council may admit from time to time 

 
Register the register of Members of the Company 
 
Retired Member a member of the Company who has been registered by 

the Council as a Retired Member as set out in Article 13 
and who has the rights and privileges set out in Article 19 

 
Seal the Common Seal of the Company 
 
Secretary the secretary for the time being of the Company and any 

person appointed by the Council from time to time to 
perform any of the duties of the secretary 

 
Statutes the Act, and every statutory modification, amendment or 

re-enactment thereof for the time being in force 
 
Student Member a member of the Company who has been registered by 

the Council as a Student Member as set out in Article 10 
and who has the rights and privileges set out in Article 15 

 
Treasurer the Treasurer for the time being of the Company 

appointed in accordance with Article 62 
 
Year calendar year 
 

Words importing the single number only shall include the plural number and 
vice versa. 
 
Words importing the masculine gender only shall include the feminine gender. 
 
Reference herein to any provision of the Statutes shall be construed as a 
reference to such provision as modified by any statute for the time being in 
force. 
 
Save as aforesaid, any words or expressions defined in the Statutes shall, if 
not inconsistent with the subject or context, bear the same meaning in these 
Articles. 

 
2 The number of Members of the Company shall be not less than 10 Ordinary 

Members. 
 
3 The subscribers to the Memorandum of Association and such other persons 

as the Council shall admit to membership shall be Members of the Company.  
Every person who wishes to become a Member shall deliver to the Company 
an application for membership in such form as may be approved by the 
Council from time to time containing an undertaking to contribute to the assets 
of the Company in the event of a winding up in accordance with the 
Memorandum of Association.  A person shall only be admitted as a Member if 
his application is approved by a resolution passed by a majority of not less 
than three-quarters of the members of the Council present at a meeting of the 
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Council or by the agreement of the Membership Committee to whom the 
Council has delegated such power. 

 
4 A Member may at any time withdraw from the Company by giving at least 7 

days notice to the Secretary.  Membership shall not be transferable and shall 
cease on death. 

 
5 A Member shall cease to be a Member or may be suspended as a Member in 

accordance with the disciplinary rules of the Company as issued from time to 
time by the Council. 

 
6 A Member must belong to a Branch. 
 
7 Members of the Company and Council shall be individuals. 
 
            QUALIFICATIONS 
 
8 Subject to the admission rules adopted by the Council from time to time, 

Ordinary Members shall be those registered by the Council as such, who shall 
have satisfied such requirements as the Council shall from time to time 
declare. 

 
9 Subject to the admission rules adopted by the Council from time to time, 

Associate Members shall be those registered by the Council as such, who 
shall have satisfied such requirements as the Council shall from time to time 
declare. 

 
10 Subject to the admission rules adopted by the Council from time to time, 

Student Members shall be those registered by the Council as such who are in 
trust or estate practice but do not qualify for admission as an Ordinary 
Member or an Associate Member. 

 
11 Honorary Members shall be those nominated and registered by the Council 

as such in its absolute discretion. 
 
12 Judicial Members shall be those nominated and registered by the Council as 

such in its absolute discretion. 
 
13 Retired Members shall be those registered by the Council as such who have 

retired from their occupation.  
 
 
            RIGHTS OF MEMBERS 
 
14 Ordinary Members shall have all the rights and privileges of Members 

including (inter alia) the right to vote at all general meetings of the Company. 
 
15 Associate Members and Student Members shall have all the rights and 

privileges of Ordinary Members with the following exceptions:- 
 

15.1 they will not be able to describe themselves as “Registered Trust and 
Estate Practitioners” or use the designatory initials “TEP”;  

 
15.2 they will not be able to vote at general meetings of the Company; and 
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15.3 they will not be eligible to stand for election to the Council. 
 
16 Honorary Members who are also Ordinary Members shall have all the rights 

and privileges of Ordinary Members, shall not be required to pay an Annual 
Subscription and shall be entitled to use either of the designatory initials 
“TEP” or “TEP(Hon)”: 

 
17 Honorary Members who are not Ordinary Members shall have all the rights 

and privileges of Ordinary Members with the following exceptions:- 
 

17.1 they will not be able to describe themselves as “Registered Trust and 
Estate Practitioners” or use the designatory initials TEP, but may use 
the designatory initials “TEP (Hon)”;   

 
17.2 they will not be required to pay an Annual Subscription; 

 
17.3 they will not be able to vote at general meetings of the Company; 

 
17.4 they will not be eligible to stand for election to the Council; and 

 
17.5 they will only be entitled to receive Company mailings at the discretion 

of the Council. 
 
18 Judicial Members shall have all the rights and privileges of Ordinary Members 

with the following exceptions:- 
 

18.1 they will not be able to describe themselves as “Registered Trust and  
Estate Practitioners” or use the designatory initials “TEP”;   

 
18.2 they will not be required to pay an Annual Subscription; 
 
18.3 they will not be able to vote at general meetings of the Company; 
 
18.4 they will not be eligible to stand for election to the Council; and 
 
18.5 they will only be entitled to received Company mailings at the 

discretion of the Council. 
 

19 Retired Members: 
 

19.1  will not be able to describe themselves as “Registered Trust and 
Estate Practitioners” or use the designatory initials “TEP”; 

 
19.2  will not be able to vote at general meetings of the Company;  

 
19.3 will only be entitled to receive Company mailings at the discretion of 

the Council; and 
 

19.4 will not be eligible to stand for election to the Council.  
 
20 The Secretary shall maintain the Register and shall enter in the Register the 

name and address of every Member and their type of membership for the 
time being and such other details as may from time to time be prescribed by 
law and shall remove from the Register the name of any person ceasing to be 
a Member in any such circumstance as aforesaid.  
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21 The Company is established for the purposes expressed in the Memorandum 
of Association. 

 
            GENERAL MEETINGS 
 
22 The Company shall hold a general meeting in every year as its Annual 

General Meeting at such time and place anywhere in the World as may be 
determined by the Council and shall specify the meeting as such in the 
notices calling it, provided that every Annual General Meeting except the first 
shall be held not more that fifteen months after the holding of the last 
preceding Annual General Meeting and that so long as the Company holds its 
first Annual General Meeting within eighteen months after its incorporation it 
need not hold it in the year of its incorporation or in the following year. 

 
23 General meetings including the Annual General Meeting shall be held at such 

time and place anywhere in the World as may be determined by the Council.  
All general meetings, other than Annual General Meetings, shall be called 
Extraordinary General Meetings. 

 
24 The Council may whenever they think fit convene an Extraordinary General 

Meeting, and Extraordinary General Meetings shall also be convened on such 
requisition, or in default may be convened by such requisitions, as provided 
by Section 368 of the Act. 

 
25 Twenty-one days notice in writing at the least of every Annual General 

Meeting and of every meeting convened to pass a special resolution, and 
fourteen days notice in writing at the least of every other general meeting 
(exclusive in every case both of the day on which it is served or deemed to be 
served and of the day for which it is given), specifying the place, the day and 
the hour of the meeting, and in the case of special business the general 
nature of that business, shall be given in manner hereinafter mentioned to 
such persons (including the Auditors) as are under these Articles or under the 
Act entitled to receive such notices from the Company but with the consent of 
all the Members having the right to attend and vote thereat, or of such 
proportion of them as is prescribed by the Act in the case of meetings other 
than Annual General Meetings, a meeting may be convened by such notice 
as those Members may think fit. 

 
26 The accidental omission to give notice of a meeting to, or the non-receipt of 

such notice by, any person entitled to receive notice thereof shall not 
invalidate any resolution passed, or proceeding had, at any meeting. 

 
PROCEEDINGS AT GENERAL MEETINGS 

 
27 All business shall be deemed special that is transacted at an Extraordinary 

General Meeting, and all that is transacted at an Annual General Meeting 
shall also be deemed special, with the exception of the consideration of the 
income and expenditure account and balance sheet, and the reports of the 
Council and of the Auditors, and the fixing of the remuneration of the Auditors. 

 
28 No business shall be transacted at any general meeting unless a quorum is 

present when the meeting proceeds to business.  Save as otherwise provided 
20 Ordinary Members personally present shall be a quorum.  
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29 If within half an hour from the time appointed for the holding of a general 
meeting a quorum is not present, the meeting, if convened on the requisition 
of Ordinary Members, shall be dissolved.  In any other case it shall stand 
adjourned to the same day in the next week, at the same time and place, or at 
such other time and place as the Council may determine, and if at such 
adjourned meeting a quorum is not present within half an hour from the time 
appointed for holding the meeting the Ordinary Members present shall be a 
quorum. 

 
30 The Chairman (if any) of the Company shall preside as Chairman at every 

general meeting, but if there be no such chairman, or if at any meeting he 
shall not be present within fifteen minutes after the time appointed for holding 
the same, or shall be unwilling to preside, the Ordinary Members present 
shall choose some other member of the Council or if no such member be 
present, or if all the members of the Council present decline to take the chair, 
they shall choose some Ordinary Member of the Company who shall be 
present to preside. 

 
31 The Chairman may, with the consent of any meeting at which a quorum is 

present (and shall if so directed by the meeting) adjourn the meeting from 
time to time, and from place to place, but no business shall be transacted at 
any adjourned meeting other than business which might have been 
transacted at the meeting from which the adjournment took place.  Whenever 
a meeting is adjourned for thirty days or more, notice of the adjourned 
meeting shall be given in the same manner as of any original meeting.  Save 
as aforesaid, the Members shall not be entitled to any notice of an 
adjournment, or of the business to be transacted at an adjourned meeting. 

 
32 At any general meeting a resolution put to the vote of the meeting shall be 

decided on a show of hands, unless a poll is, before or upon the declaration 
of the result of the show of hands, demanded by the Chairman or by at least 
two Ordinary Members present in person or by proxy, or by an Ordinary 
Member or Ordinary Members present in person or by proxy and representing 
one-tenth of the total voting rights of all Ordinary Members having the right to 
vote at the meeting, and unless a poll be so demanded a declaration by the 
Chairman of the meeting that a resolution has been carried, or carried 
unanimously or by a particular majority, or lost, or not carried by a particular 
majority, and an entry to that effect in the minute book of the Company shall 
be conclusive evidence of the fact without proof of the number or proportion 
of the votes recorded in favour of or against that resolution.  The demand for 
a poll may be withdrawn. 

 
33 Subject to the provisions of these Articles, if a poll be demanded in manner 

aforesaid, it shall be taken at such time and place, and in such manner, as 
the Chairman of the meeting shall direct, and the result of the poll shall be 
deemed to be the resolution of the meeting at which the poll was demanded. 

 
34 No poll shall be demanded on the election of a Chairman of a meeting, or on 

any question of adjournment. 
 
35 In the case of an equality of votes, whether on a show of hands or on a poll, 

the Chairman of the meeting shall be entitled to a second or casting vote. 
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36 The demand of a poll shall not prevent the continuance of a meeting for the 
transaction of any business other than the question on which a poll has been 
demanded. 

 
VOTES OF MEMBERS 

 
37 Subject as hereinafter provided, every Ordinary Member present in person or 

by proxy shall have one vote. 
 
38 An Ordinary Member shall have the right to appoint another person as his 

proxy to attend and vote at a meeting of the Company instead of him. 
 
39 The instrument appointing a proxy shall be in writing under the hand of the 

appointor or his attorney duly authorised in writing.  
 
40 The instrument appointing a proxy and the power of attorney or other 

authority (if any) under which it is signed or a copy certified under the Powers 
of Attorney Act 1971 or office copy thereof shall be deposited at the Office not 
less than forty-eight hours before the time appointed for holding the meeting 
or adjourned meeting at which the person named in the instrument proposes 
to vote, or in the case of a poll not less than twenty-four hours before the time 
appointed for the taking of the poll, and in default the instrument of proxy shall 
not be treated as valid.  No instrument appointing a proxy shall be valid after 
the expiration of twelve months from the date of its execution. 

 
41 A vote given in accordance with the terms of an instrument of proxy shall be 

valid notwithstanding the previous death or insanity of the principal or 
revocation of the proxy or the authority under which the proxy was executed, 
provided that no intimation in writing of the death, insanity or revocation as 
aforesaid shall have been received at the Office before the commencement of 
the meeting or adjourned meeting at which the proxy is used. 

 
42 The instrument appointing a proxy shall be in the common form or in such 

other form as the Council may accept and shall unless otherwise stated be 
valid both for the meeting to which is relates and at any adjournment thereof.  
The instrument appointing a proxy shall be deemed to confer authority to 
demand or join in demanding a poll. 

 
THE COUNCIL 

 
43 The interests and affairs of the Company shall be managed by the Council.  

The number of the Council members shall be not less than 9 nor more than 
21 or such other maximum as the Council shall from time to time determine. 

 
44 Up to a total of 19 Ordinary Members or such other number as the Council 

shall from time to time determine shall be appointed to the Council by the 
Regions in accordance with the following Articles 45 to 48.  
 

45 The number of Regional Council Members each Region may appoint to the 
Council shall be determined by the Council from time to time but must be 
reviewed by the Council every three years commencing from 18 November 
2006.  In so determining the Council shall take into account the number of 
Members within each Region as at the close of the preceding financial year, 
the geographical size of each Region, its different legal and political 
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jurisdictions and cultures and languages. . 
 

46 The election of Regional Council Members within each Region shall be 
conducted in such a manner as each respective Regional Committee shall 
determine provided that such arrangements have been preciously approved 
by the Council. 

  
47 All Regional Council Members shall be expected to attend, wherever feasible, 

all meeting of the Council.  Where a Regional Council Members is unable to 
attend an alternate nominated by the Regional Committee for the applicable 
Region shall be entitled to attend pursuant to Article 63. . 
 

48 All newly elected Regional Council Members shall be deemed to be 
effectively appointed to the Council as of 1st November in the year of their 
election. 
 

49 The Council may from time to time at their discretion appoint up to 2 persons 
(“Co-optees”) as Council members.  Such Co-optees: 

 
49.1 must be Ordinary Members; 
 
49.2 shall have voting rights. 
 
Each Co-optee shall be appointed until the next Annual General Meeting 
following their appointment or such shorter period as the Council may 
determine and shall be eligible for re-appointment.  The Council may remove 
any Co-optees so appointed as they see fit. 

 
50 In addition to any Co-optee or Co-optees appointed under Article 49, the 

Council may from time to time and at any time appoint a new Council member 
either to fill a casual vacancy or by way of addition to the Council provided 
any prescribed maximum be not thereby exceeded.  Any member so 
appointed shall retain his office only until the next Annual General Meeting, 
but he shall then be eligible for re-election.  Any casual vacancy shall be filled 
by an Ordinary Member, whre practicable, nominated by the Regional 
Committee from the Region where the vacancy has arisen. 

 
POWERS OF THE COUNCIL 

 
51 Subject to the provisions of these Articles and any statutes in force from time 

to time, the Council may exercise all powers of the Company on behalf of the 
Company which are not reserved to a general meeting of the Members. 

 
52 The Council may in its absolute discretion levy an Annual Subscription on all 

or any specific group of Members payable on a date specified in writing to 
each Member and the Council may further specify a reduced Annual 
Subscription or particular Annual Subscription for any one or more specific 
groups of Members. 

 
53 The Council may from time to time issue, amend and repeal such regulations, 

rules and codes of conduct, which shall be binding on all Members, as they 
shall think fit. 
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54 The Council may in its absolute discretion issue, amend and repeal any 
regulations of the Company which apply to a Branch only and not to the 
Company as a whole. 

 
55 The Council may exercise all the powers of the Company to borrow from time 

to time for the purposes of the Company such sums as they think fit and may 
secure the repayment of any such sums by mortgage or charge upon all or 
any of the property or assets of the Company or otherwise as they may think 
fit. 

 
56 All acts bona fide done by any meeting of the Council or any committee of the 

Council or Regional Committee or by any person acting as a member of the 
Council, shall, notwithstanding it be afterwards discovered that there was 
some defect in the appointment or continuance in office of any such member 
or person acting as aforesaid, or that they or any of them were disqualified, 
be as valid as if every such person had been duly appointed or had duly 
continued in office and was qualified to be member of the Council or 
committee or Regional Committee. 

 
57 The members for the time being of the Council may act notwithstanding any 

vacancies in their number; provided always that in the event that the 
members of the Council shall at any time be or be reduced in number to less 
than any prescribed minimum number fixed as the quorum, it shall be lawful 
for them, him or her to act as the Council for the purpose of filling up 
vacancies in their body, but not for any other purpose.  If at any time there 
shall be no member or members of the Council but there shall be an Ordinary 
Member or Ordinary Members of the Company such Ordinary Member or 
Ordinary Members of the Company or a majority of them may act to fill a 
vacancy as aforesaid. 

 
PROCEEDINGS OF THE COUNCIL 

 
58 The Council may meet together for the dispatch of business, adjourn and 

otherwise regulate their meetings as they think fit. 9 (or such greater number 
as the Council shall from time to time determine) shall be a quorum 
necessary for the transaction of business.  Questions arising at any meeting 
shall be decided by a majority of votes. In any case of an equality of votes the 
Chairman shall have a second or casting vote. 

 
59 Any 4 members of the Council together may, and on the request of such 

members of the Council the Secretary shall, at any time, summon a meeting 
of the Council by notice served upon the members of the Council. 

 
60 The members of the Council shall from time to time elect from their number a 

Chairman and up to three Deputy Chairmen of the Council who shall be the 
Chairman and Deputy Chairmen of the Company.  The Chairman and Deputy 
Chairmen shall be elected for a term commencing on the date of their election 
and expiring on the date of the next Annual General Meeting following their 
election (“the Term”).  The Council may re-elect the Chairman for one further 
Term only so that the Chairman may remain in office for a period not 
exceeding two years.  The Council may re-elect each Deputy Chairman for up 
to three Terms only so that a Deputy Chairman may remain in office for a 
period not exceeding four years. 
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61 The Chairman shall be entitled to preside at all meetings of the Council at 
which he shall be present, but if at any meeting the Chairman be not present 
within five minutes after the time appointed for holding the meeting and willing 
to preside, unless otherwise agreed, the Deputy Chairman (where there is 
more than one Deputy Chairmen present such one of the Deputy Chairmen 
as shall be decided by a show of hands of those present) shall be chairman of 
the meeting.  If neither the Chairman nor any Deputy Chairmen are present 
within five minutes after the time appointed for holding the meeting, the 
members of the Council present shall choose one of their number to be 
chairman of the meeting. 

 
62 The members of the Council shall from time to time elect a member of the 

Council as Treasurer to carry out the duties of treasurer to the Company. 
 
63 Each Regional Committee may appoint an Ordinary Member (who is not 

required to be a Council member or Regional Committee Member) who is 
willing to act, to be an alternate Council member to act and vote on behalf of 
each Regional Council Member of a Region at a specified meeting of the 
Council if that Regional Council Member is unable to attend, provided that 
such appointment has been notified to the Chairman at least 48 hours prior to 
the meeting of the Council in question or such shorter period as the Chairman 
may determine having regard to the circumstances and in his absolute 
discretion.  The Council may also appoint an Ordinary Member (who is not 
required to be a Council member or Regional Committee Member) who is 
willing to act, to be an alternate Co-optee to act and vote on behalf of a Co-
optee, if he or she is unable to attend a specified meeting. 

 
64 A meeting of the Council at which a quorum is present shall be competent to 

exercise all the authorities, powers and discretions by or under the 
regulations of the Company, for the time being vested in the Council 
generally. 

 
65 The Council may delegate any of their powers to committees consisting of 

such member or members of the Council as they think fit, and any committee 
so formed shall, in the exercise of the powers so delegated, conform to any 
regulations (including standing orders adopted by the Council) imposed on it 
by the Council and if authorised by the Council may co-opt an additional 
person or persons to such a committee who need not be members of the 
Council.  The meetings and proceedings of any such committee shall be 
governed by such regulations (including standing orders adopted by the 
Council in respect of any such committee) and conditions as the Council may 
impose.  All acts and proceedings of any such committee shall be reported to 
the Council as soon as possible. 

 
66 The Council may delegate any of their powers to Regional Committees as 

they see fit.  The members of such Regional Committees do not have to be 
members of the Council but must be Members.  Any Regional Committee 
shall comply with the Guidelines for Regional Committees and conform to any 
regulations imposed on it by the Council.  The meetings and proceedings of 
any such Regional Committee shall be governed by the provisions of the 
Guidelines for Regional Committees and these Articles for regulating the 
meetings and proceedings of the Council so far as applicable and so far as  
the same shall not be superseded by any regulations made by the Council.  
All acts and proceedings of any such committee shall be reported to the 
Council as soon as possible. 
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67 The Council shall cause proper minutes to be made of all appointments of 

Officers made by the Council and of the proceedings of all meetings of the 
Council and of committees of the Council or Regional Committees, and all 
business transacted at such meetings, and any such minutes of any meeting, 
if purporting to be signed by the Chairman of such meeting, or by the 
Chairman of the next succeeding meeting, shall be sufficient evidence without 
any further evidence of the facts therein stated. 

 
68 A resolution in writing signed by all the members for the time being of the 

Council or of any committee of the Council or Regional Committee who are 
entitled to receive notice of a meeting of the Council or of such committee or 
Regional Committee shall be as valid and effectual as if it had been passed at 
a meeting of the Council or of such committee or Regional Committee duly 
convened and constituted. 

 
69 Any member of the Council, Co-optee or their alternate may validly participate 

in a meeting of the Council or a committee of the Council through the medium 
of conference telephone or other form of communication equipment, provided 
that all persons participating in the meeting are able to hear and speak to 
each other throughout such meeting.  A person so participating shall be 
deemed to be present in person at the meeting and shall accordingly be 
counted in a quorum and be entitled to vote.  Such a meeting shall be 
deemed to take place where the largest group of those participating is 
assembled or, if there is no group which is larger than any other group, where 
the Chairman of the meeting then is. 

 
70 Subject to the provisions of the Acts, and provided that he has disclosed to 

the Council the nature and extent of any material interests of his, a Council 
Member notwithstanding his office:- 

 
70.1 may be a party to, or otherwise interested in, any transaction or 

arrangement with the Company or in which the Company is otherwise 
interested; 

 
70.2 may be a director, member or other officer of or employed by, or a 

party to any transaction or arrangement with, or otherwise interested 
in, any body corporate promoted by the Company or in which the 
Company is otherwise interested; and 

 
70.3 shall not, by reason of his office, be accountable to the Company for 

any benefit which he derives from any such office or employment or 
from any such transaction or arrangement or from any interest in any 
such body corporate and no such transaction or arrangement shall be 
liable to be avoided on the ground of any such interest or benefit. 

 
ROTATION OF MEMBERS OF THE COUNCIL 

 
71 At the Annual General Meeting to be held in every subsequent year 

commencing   2005, one-third of the members of the Council for the time 
being, or if their number is not a multiple of three then the number nearest to 
one-third, shall retire from office.   

 
72 The Members of the Council to retire shall be those who have been longest in 

office since the date of their appointment.  As between members of equal 
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seniority, the members to retire shall in the absence of agreement be selected 
from among them by lot, save that no more than one third of the Regional 
Council Members appointed by a Region shall be required to retire at any one 
time.  A retiring member of the Council shall be eligible for re-appointment 
provided that no member of the Council shall be eligible for re-appointment if 
after 29 November 2003 he has served as such for a continuous period of 6 
years or more from that date without then ceasing to be a member of the 
Council for 1 year. After ceasing to be a member of the Council for a year he 
shall then be eligible for re-appointment for a further period not exceeding 6 
years. 

 
73 In addition and without prejudice to the provisions of section 303 of the Act 

and Articles 74 and 75, the Company may by at least 75% of the Members 
passing a resolution, remove any member of the Council before the expiration 
of his period of office, and may by an Ordinary Resolution appoint another 
Council member in his stead; but any person so appointed shall retain his 
office so long only as the member in whose place he is appointed would have 
held the same if he had not been removed. 

 
DISQUALIFICATION OF MEMBERS OF THE COUNCIL 

 
74 The office of a member of the Council shall be vacated:- 
 

74.1 if a receiving order is made against him or he makes any 
arrangements or composition with his creditors; 

 
74.2 if he becomes of unsound mind; 

 
74.3 if by notice in writing to the Company he resigns his office; 

 
74.4 if he ceases to hold office by reason of any order made under the 

Company Director’s Disqualification Act 1986; 
 

74.5 if he is removed from office by a resolution duly passed pursuant to 
sections 303 and 304 of the Act; and 

 
74.6 if he ceases for whatever reason to be a Member. 

 
75 If the Council receives a recommendation from a Regional Committee 

requesting that the Council removes one of the Regional Council members for 
that Region, the Council may remove that Regional Committee Member and 
appoint an Ordinary Member nominated by that Regional Committee (who is 
not required to be a Council member or Regional Committee Member) who is 
willing to act, to be a Council member for the remainder of the term of the 
Regional Council Member so removed. 
 
FOUNDER, PRESIDENT AND VICE PRESIDENTS 

 
76 In recognition of the excellent and invaluable work undertaken by George 

Dennis Tasker as the founder and first Chairman of the Company, George 
Dennis Tasker shall be appointed as the Founder for life.  

 
77 The Council may, from time to time, elect a President and one or more Vice-

Presidents of the Company who shall serve for a period of five years from the 
date of appointment or such other period and with such duties, rights or 
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privileges as the Council in their discretion may determine.  The Council may 
also at any time at its absolute discretion remove a President and/or one or 
more Vice-Presidents appointed by it. 

 
78 The office of President and Vice-President shall be honorary and the 

President and Vice-President need not be Council members but shall, if not 
Council members, be entitled to receive notice of and attend and speak, but 
not to vote, at all meetings of the Council. 

 
SECRETARY 

 
79 The Secretary shall be appointed by the Council for such time as they may 

think fit, and any Secretary so appointed may be removed by them.  The 
provisions of sections 283(1)-(3) and 284 of the Act shall apply and be 
observed.  The Council may from time to time by resolution appoint an 
assistant or deputy secretary, and any person so appointed may act in place 
of the Secretary if there be no secretary or no secretary capable of acting. 

 
THE SEAL 

 
80 The Seal of the Company shall not be affixed to any instrument except by the 

authority of a resolution of the Council, and in the presence of at least two 
members of the Council or one member of the Council and the Secretary.  
The said members or member and Secretary shall sign every instrument to 
which the Seal shall be so affixed in their presence, and in favour of any 
purchaser or person bona fide dealing with the Company such signatures 
shall be conclusive evidence of the fact that the Seal has been properly 
affixed. 

 
81 The Company shall not be required to keep and use the Seal and the Council 

may exercise all the powers of the Company to execute and deliver, under 
the signatures of at least two members of the Council or one member of the 
Council and the Secretary, any document as a deed. 

 
ACCOUNTS 

 
82 The Council shall cause proper books of account to be kept with respect to:- 
 

82.1 all sums of money received and expended by the Company and the 
matters in respect of which such receipts and expenditure take place; 

 
82.2 all sales and purchases of goods and services by the Company; and 

 
82.3 the assets and liabilities of the Company. 

 
 Proper books shall not be deemed to be kept if there are not kept such books 

of account as are necessary to give a true and fair view of the state of the 
affairs of the Company and to explain it transactions. 

 
83 The books of account shall be kept at the Office, or, subject to sections 221 & 

222 of the Act at such other place or places as the Council shall think fit, and 
shall always be open to the inspection of the members of the Council. 

 
84 The Council shall from time to time determine whether and to what extent and 

to what times and places and under what conditions or regulations the 



 - 15 - 

accounts and books of the Company or any of them shall be open to the 
inspection of Members not being members of the Council, and no member 
(not being a member of the Council) shall have any right of inspecting any 
account or book or document of the Company except as conferred by statute 
or authorised by the Council or by the Company in general meeting. 

 
85 At the Annual General Meeting in every year the Council shall lay before the 

Company a proper income and expenditure account for the period since the 
last preceding account (or in the case of the first account since the 
incorporating of the Company) made up to a date not more than ten months 
before such meeting together with a proper balance sheet made up as at the 
same date.  Every such balance sheet shall be accompanied by proper 
reports of the Council and the Auditors, and copies of such account, balance 
sheet and reports (all of which shall be framed in accordance with any 
statutory requirements for the time being in force) and of any other 
documents required by law to be annexed or attached thereto or to 
accompany the same shall not less than twenty-one clear days before the 
date of the meeting, subject nevertheless to the provisions of the Act, be sent 
to the Auditors and to all other persons entitled to receive notices of general 
meetings in the manner in which notices are hereinafter directed to be served.  
The Auditors’ report shall be open to inspection and be read before the 
meeting as required by the Act. 
 
AUDIT 

 
86 Once at least in every year the accounts of the Company shall be audited by 

one or more qualified auditor or auditors who shall report as to whether or not 
the income and expenditure account and balance sheet in his/their opinion 
gives a true and fair view of the state of affairs of the Company. 

 
87 Auditors shall be appointed and their duties regulated in accordance with 

sections 235, 236, 237, 241 and Part XI Chapter V of the Act, the members of 
the Council being treated as the directors mentioned in those sections. 

 
NOTICES 

 
88 A notice may be served by the Company upon any Member, either personally 

or by sending it through the post in a prepaid letter, addressed to such 
Member at his registered address as appearing in the Register or sent by way 
of electronic communication to such address as a Member may in writing 
notify the Company for the purpose of serving notice. 

 
89 Any notice, if served by post, shall be deemed to have been served on the 

seventh day following that on which the letter containing the same is put into 
the post, and in proving such service it shall be sufficient to prove that the 
letter containing the notice was properly addressed and put into the post 
office as a prepaid letter. 

 
INDEMNITY 

 
90 Subject to section 310 of the Act, every member of the Council or other officer 

of the Company shall be indemnified out of the assets of the Company 
against all losses or liabilities incurred by him in the execution of his duties or 
in relation to them, including any liability incurred by him in defending any 
proceedings (whether civil or criminal) in which judgment is given in his favour 
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or he is acquitted or in connection with any application under section 144(3) 
or (4) or section 727 of the Act in which relief is granted to him by the Court, 
and no member of the Council or officer shall be liable for any loss, damage 
or misfortune which may happen to or be incurred by the Company in the 
execution of his duties or in relation to them.  The indemnity shall not extend 
to or be given in respect of any liabilities or losses incurred by a member of 
the Council or officer in the unsuccessful defence of criminal proceedings or 
to fines imposed by criminal proceedings or regulatory bodies. 

 
91 The Company may at its absolute discretion and on such terms as the 

Council shall determine pay some or all of a Council member’s or officer’s 
defence costs as they are incurred in any civil or criminal proceedings, even if 
such action is brought by the Company itself (provided such costs have been 
reasonably incurred with the agreement of the Council). In cases where the 
Company has paid a Council member’s or officer’s unsuccessful defence 
costs as they have been incurred these shall be immediately repaid to the 
Company on written demand by it by the Council member or officer. 

 
92 Pursuant to section 310(3) of the Act the Council may purchase and maintain 

insurance at the expense of the Company for the benefit of any person who is 
or was at any time a member of the Council or officer or officer of a Branch 
against any liability which may attach to him or loss or expenditure which he 
may incur in relation to anything done or alleged to have been done or 
omitted to be done as a Council member and/or officer and/or officer of a 
Branch.   

 
 DISSOLUTION 
 
93 The provisions of the Memorandum of Association relating to the winding up 

and dissolution of the Company shall have effect as if they were repeated in 
these Articles. 

 
RULES OR BYE LAWS 
 

94 The Council may from time to time make such rules (including standing 
orders adopted by the Council) or bye-laws as they may deem necessary or 
expedient or convenient for the proper conduct and management of the 
Company, Branches and Regional Committees and for the purposes of 
prescribing classes of and conditions of membership, and in particular but 
without prejudice to the generality of the foregoing, it may by such rules or 
bye-laws regulate:- 

 
94.1 the admission and classification of members of the Company, and the 

rights and privileges of such Members, and the conditions of 
membership and the terms on which Members may resign or have 
their membership terminated and the entrance fees, subscriptions and 
other fees or payment to be made by Members; 

 
94.2 the conduct of Members of the Company in relation to one another; 

 
94.3 and, generally, all such matters as are commonly the subject matter of 

such rules; provided, nevertheless, that no rule or bye-law shall be 
inconsistent with, or shall affect or repeal anything contained in the 
Memorandum of Association of the Company or these Articles. 
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95 The Company shall have power to alter or repeal the rules or bye-laws 
referred to in Article 94 and to make additions thereto.  The Council shall 
adopt such means as they deem sufficient to bring to the notice of members 
all such rules or bye-laws made pursuant to Article 94 which, so long as they 
shall be in force, shall be binding on all Members. 
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Fassung vom 9. Oktober 2006 (VR) 
MHDOCS-#85753 

The Society of Trust and  
Estate Practitioners (STEP)  

Deutschland 
 
 

Satzung 
 

 
 
§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 
 
1. Der Verein führt den Namen  
 

„The Society of Trust and Estate Practi-
tioners (STEP) Deutschland“ 

 
 (nachstehend STEP Deutschland ge-

nannt). Der Verein soll in das Vereins-
register eingetragen werden. Nach er-
folgter Eintragung in das Vereinsregister 
erhält der Name den Zusatz „eingetra-
gener Verein“ („e.V.“).  

 
2. Sitz des Vereins ist München, der Vor-

stand kann den Ort der Geschäftsstelle 
hiervon abweichend festlegen. 

 
3. Das Vereinsjahr des Vereins ist das 

Kalenderjahr. 
 
4.  Der Verein verfolgt ausschließlich und 

unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 
Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstig-
te Zwecke“ der Abgabenordnung. 

 
 
§ 2 Zweck des Vereins 
 
1. Zweck des Vereins ist die Förderung der 

Berufs- und der Volksbildung. 
 
2. Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt 

nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 

 
3. Der Satzungszweck wird verwirklicht 

insbesondere durch: 
 

a) Unterrichtung der Allgemeinheit 
über die Themenbereiche Testa-
ment, vorweggenommene Erbfol-
ge, Steuern sowie Trust- und Ver-
mögensverwaltung im Rahmen ge-
zielter Informationsveranstaltungen 
und sonstiger Informationsträger; 

b) Erweiterung des Fachwissens 
sämtlicher Fachleute auf den Ge-

bieten der Vermögens-, Nachlass- 
und Trustplanung durch Einrich-
tung von Foren, Diskussionsgrup-
pen, Seminaren und Konferenzen 
sowie durch Veröffentlichung von 
Artikeln in lokalen und internationa-
len Publikationen zu speziellen 
Problemen auf den Gebieten des 
Erbrechts, der Vermögensnachfol-
ge, des Steuerrechts, der Vermö-
gens- und Trustverwaltung;  

c) Nutzung des lokalen Fachwissens 
um zu einer breiteren Diskussion 
sowohl zu theoretischen als auch 
praktischen Aspekten der Trust- 
und Vermögensplanung, insbeson-
dere zu Trust- und Planungsthe-
men in Deutschland, beizutragen;  

d) Organisation einer jährlichen Ver-
anstaltung oder Konferenz sowie 
von lokalen Workshops.  

 
4. Der Verein ist überregional tätig und 

verfolgt seine Ziele bundesweit. Er 
strebt die Zusammenarbeit mit gleichge-
lagerten Vereinigungen, insbesondere 
mit STEP-Organisationen weltweit an. 
Er kann sich in Sektionen (Branch) glie-
dern, vorausgesetzt die Sektion hat 
mindestens 25 Mitglieder. 

 
 
§ 3 Mittelverwendung 
 
1. Die Mittel des Vereins dürfen nur für die 

satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden. 

 
2. Die Mitglieder des Vereins erhalten 

keine Gewinnanteile und in ihrer Eigen-
schaft als Mitglieder auch keine sonsti-
gen Zuwendungen aus Mitteln des Ver-
eins. 

 
3. Es darf keine Person durch Ausgaben, 

die dem Zweck des Vereins fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigt werden. 

 
4. Bei Auflösung oder Aufhebung des Ver-

eins oder bei Wegfall seines Zweckes 
fällt das Vereinsvermögen an eine juris-
tische Person des öffentlichen Rechts 
oder eine andere steuerbegünstigte 
Körperschaft zwecks Verwendung für 
die Förderung der Wissenschaft. 

 



– 2 – 

Fassung vom 9. Oktober 2006 (VR) 

 
§ 4 Mittelaufbringung 
 
1. Die für den Vereinszweck erforderlichen 

Mittel werden aufgebracht durch: 
 

a) Aufnahmegebühren; 
b) Jahresbeiträge; 
c) Erträge aus Veranstaltungen; 
d) Spenden; 
e) Subventionen; 
f) sonstige Einnahmen. 

 
2. Bei der Aufnahme in den Verein hat das 

Mitglied eine Aufnahmegebühr zu ent-
richten. Außerdem werden von den Mit-
gliedern Jahresbeiträge erhoben. Auf-
nahmegebühr und Jahresbeitrag sind 
vier Wochen nach Zugang der Geneh-
migung des Mitgliedsantrages fällig. 
Auch bei unterjährigem Eintritt ist der 
volle Jahresbeitrag fällig.  

 
3. Die Höhe der Aufnahmegebühren und 

Jahresbeiträge wird vom Vorstand des 
Vereins unter Beachtung der für die 
Steuerbegünstigung zulässigen Höchst-
grenzen beschlossen und in einer Bei-
tragsordnung festgelegt. 

 
4. Der Vorstand ist ermächtigt, die Jahres-

beiträge und Aufnahmegebühren für 
einzelne Mitgliedergruppen (ordentliche, 
Kooperations-, Förder- und Ehrenmit-
glieder, Studenten und andere Gremien) 
gesondert und abweichend voneinander 
festzusetzen. In geeigneten Fällen kann 
der Vorstand nach seinem Ermessen 
Beitragsfreiheit anordnen und/oder Bei-
träge/Gebühren ganz oder teilweise er-
lassen oder stunden. 

 
 
§ 5 Mitgliedschaften 
 
1. Mitglied des Vereins kann jede voll ge-

schäftsfähige natürliche Person werden. 
Juristische Personen und ein nicht-
rechtsfähiger Verein werden nicht als 
Mitglied aufgenommen. Soweit eine na-
türliche Person STEP Deutschland-
Mitglied werden will, hat sie ein von dem 
Vorstand vorgegebenes Antragsformular 
auszufüllen, dem ein ausführlicher Le-
benslauf beizufügen ist. Der Antrag ist 
an den geschäftsführenden Generalsek-

retär zu richten. Über die Aufnahme als 
Mitglied entscheidet der Vorstand. 

 
2. Nach Prüfung des Mitgliedsantrags 

durch den Vorstand des Vereins wird er 
dem Membership Committee (Mitglied-
schaftsausschuss) von STEP Ltd. zur 
endgültigen Genehmigung vorgelegt. 
Eine Person wird nur dann als Mitglied 
durch den Vorstand aufgenommen, 
wenn der Antrag der Aufnahmepolitik 
von STEP Ltd. entspricht und durch das 
Membership Committee von STEP Ltd. 
genehmigt wurde. Im Falle einer Ableh-
nung des Aufnahmeantrags ist der Vor-
stand nicht verpflichtet, dem Antragstel-
ler die Gründe hierfür mitzuteilen. Ein 
Aufnahmeanspruch besteht nicht. 

 
3. Vorbehaltlich Ziff. 4 erfolgt die Aufnah-

me als Mitglied über den Weg der 
STEP-Qualifikationen (STEP Foundati-
on Certificate, STEP Diploma, STEP 
Qualified Practioners Route, STEP 
Chancery Bar Route).  

 
 Vorausgesetzt, dass eine Person die 

Aufnahme bei STEP Deutschland durch 
das Ablegen von STEP-Diplomen an-
strebt und unter dem Vorbehalt, dass 
diese Person in Deutschland ihre Privat- 
oder Geschäftsanschrift hat, hat sie das 
Recht, von diesbezüglichen Verpflich-
tungen gegenüber STEP Ltd. freigestellt 
zu werden, wie jeweils zwischen STEP 
Ltd. und der entsprechenden Sektion 
des Vereins festgelegt.  

 
4. Vorbehaltlich der jeweils geltenden Auf-

nahmeregeln des Executive Committee 
von STEP Ltd., sind ordentliche Mitglie-
der Mitglieder, die als solche vom Vor-
stand aufgenommen worden sind und 
die jeweils vom Verein festgelegten Vor-
aussetzungen für eine ordentliche Mit-
gliedschaft erfüllen.  

 
5. Ordentliche Mitglieder haben sämtliche 

Rechte und Vorrechte eines Mitglieds 
einschließlich des Stimmrechts bei 
sämtlichen Mitgliederversammlungen 
des Vereins. 

 
6. Vorbehaltlich der jeweils geltenden Auf-

nahmeregeln des Executive Committee 
von STEP Ltd., sind assoziierte Mitglie-
der jene Mitglieder, die als solche auf-
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genommen worden sind und die vom 
Verein festgelegten Voraussetzungen 
für eine assoziierte Mitgliedschaft erfül-
len.  

 
7. Vorbehaltlich der jeweils geltenden Auf-

nahmeregeln des Executive Committee 
von STEP Ltd., sind Studentenmitglieder 
Mitglieder, die als solche beim Verein 
eingetragen sind und die im Bereich des 
Förderzwecks im Sinne von § 2 Abs. 3 
lit. a) tätig sind, aber nicht für eine or-
dentliche oder assoziierte Mitgliedschaft 
qualifiziert sind.  

 
Nach Abschluss des Studiums muss ein 
Student innerhalb von sechs Monaten 
die ordentliche Mitgliedschaft beantra-
gen, ansonsten verfällt die Mitglied-
schaft. 

 
8. Assoziierte Mitglieder und Studenten-

mitglieder haben dieselben Rechte und 
Vorrechte wie ordentliche Mitglieder mit 
Ausnahme der folgenden:  
a) sie sind bei Mitgliederversammlun-

gen des Vereins nicht stimmbe-
rechtigt; und  

b) sie können nicht in den Vorstand 
gewählt werden.  

 
9. Ehrenmitglieder sind Mitglieder, die 

nach freiem Ermessen der Mitglieder-
versammlung ernannt wurden.  

 
10. Nicht mehr berufstätige Mitglieder sind 

Mitglieder, die sich aus der regulären 
Berufstätigkeit zurückgezogen haben 
und als solche beim Vorstand eingetra-
gen sind.  

 
11. Bei nicht fristgerechter Zahlung des 

jährlichen Mitgliedsbeitrages kann das 
Mitglied vom Vorstand aus dem Verein 
ausgeschlossen werden.  

 
Wird ein Mitglied wegen nicht fristge-
rechter Zahlung des jährlichen Mit-
gliedsbeitrages  ausgeschlossen und er-
folgt eine Zahlung des Beitrages nach 
dem Ausschluss, kann der Vorstand mit 
Zustimmung des Membership Commit-
tees von STEP Ltd. ein Mitglied nach 
eigenem Ermessen wieder aufnehmen, 
soweit es auch weiterhin die jeweils 
vom Verein festgelegten Kriterien für ei-
ne Mitgliedschaft erfüllt. 

12. Studentenmitglieder, die ihr Studium 
nicht in dem festgelegten Zeitraum ab-
schließen, können vom Vorstand aus 
dem Verein ausgeschlossen werden.  

 
Studenten können ihr Studium bei Zah-
lung einer erneuten Aufnahmegebühr 
wiederaufnehmen.  

 
13. Verfällt die Mitgliedschaft gem. Ziff. 7, 

kann ein Student nach Zahlung einer 
erneuten Aufnahmegebühr immer noch 
die volle Mitgliedschaft beantragen. Die 
Höhe dieser Gebühr wird jeweils vom 
Vorstand festgelegt.  
 

14. Mitglieder, die aus einem anderen Be-
rufsverband ausgeschlossen, durch ein 
Gericht verurteilt oder durch Ergebnisse 
einer Untersuchung einer Aufsichtsbe-
hörde oder einer Regierung belastet 
sind, können durch den Vorstand von 
der Mitgliedschaft ausgeschlossen wer-
den.  

 
15. Der Vorstand hat das Recht, Mitglieder 

auszuschließen, soweit nach seiner 
Meinung ausreichende und angemes-
sene Gründe zum Ausschluss des Mit-
glieds vorliegen und diese Gründe in ei-
nem beruflichen oder geschäftlichen 
Fehlverhalten zu sehen sind, welches 
dem Ansehen und Zweck dieses Ver-
eins zuwider laufen könnte.  

 
 
§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft 
 
1. Die Mitgliedschaft endet 
 a) mit dem Tod; 

b) durch Austritt; 
c) durch Ausschluss aus dem Ver-

ein. 
 
2. Der freiwillige Austritt kann jederzeit in 

schriftlicher Form gegenüber dem Vor-
stand erfolgen. 

 
3. Der Ausschluss eines Mitglieds erfolgt 

durch Beschluss des Vorstandes. Er ist 
nur aus wichtigem Grunde zulässig. 
Dem Mitglied ist vor Beschlussfassung 
Gelegenheit zu geben, zu den Gründen 
für den Ausschluss schriftlich Stellung 
zu nehmen. § 9 Abs. 1 S. 3 gilt entspre-
chend. Der Ausschluss des Mitglieds 
wird mit der Beschlussfassung wirksam. 
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Der Ausschluss soll dem Mitglied durch 
den Vorstand unverzüglich bekannt ge-
macht werden. 

 
4. Bei Beendigung der Mitgliedschaft be-

steht kein Anspruch auf einen Anteil am 
Vereinsvermögen oder auf die (ggf. zeit-
anteilige) Rückerstattung von Mitglieds-
beiträgen und/oder der Aufnahmege-
bühr. 

 
5. Scheidet ein Vereinsmitglied aus, wird 

der Verein von den übrigen Mitgliedern 
fortgesetzt. 

 
 
§ 7 Rechte und Pflichten der Vereinsmit-

glieder 
 
1. Die Vereinsmitglieder sind berechtigt, 

an allen Veranstaltungen des Vereins 
teilzunehmen. 

 
2. Die ordentlichen Vereinsmitglieder be-

sitzen das aktive und passive Wahlrecht 
zu den Vereinsorganen. Sie sind auf 
Mitgliederversammlungen antrags- und 
stimmberechtigt. Jedes ordentliche Ver-
einsmitglied hat eine Stimme. 

 
3. Die Vereinsmitglieder sind verpflichtet, 

die Interessen und Ziele des Vereins 
nach Kräften zu fördern und alles zu un-
terlassen, was dem Ansehen und dem 
Zweck des Vereins zuwider laufen 
könnte. Sie haben die Vereinssatzung 
zu beachten und Beschlüsse der Ver-
einsorgane zu befolgen.  

 
 
§ 8 Vereinsorgane 
 
1. Organe des Vereins sind: 
 a) die Mitgliederversammlung; 

b) der Vorstand; 
c) der Rechnungsprüfer; 

 
2. Die Mitgliederversammlung kann die 

Bildung weiterer Vereinsorgane oder 
Gremien beschließen. 

 
 
§ 9 Mitgliederversammlung 
 
1. Die ordentliche Mitgliederversammlung 

findet einmal im Jahr statt. Sie ist vom 
Präsidenten des Vorstandes oder in 

dessen Auftrag mindestens drei Wo-
chen vor der Sitzung durch schriftliche 
Benachrichtigung, durch Fax oder durch 
sonstige elektronische Weise aller Ver-
einsmitglieder unter Angabe der Tages-
ordnung einzuberufen. Maßgeblich für 
die Versandadresse ist die vom jeweili-
gen Mitglied beim Verein zuletzt mitge-
teilte Anschrift. Hat der Verein mehr als 
fünfzig Mitglieder, kann die Benachrich-
tigung auch im Publikationsorgan des 
Vereins (§ 14.1) erfolgen. 

 
2. Auf Beschluss der ordentlichen Mitglie-

derversammlung oder auf Antrag eines 
Mitgliedes des Vorstandes, eines Mit-
glieds des Wissenschaftlichen Beirats, 
des Rechnungsprüfers oder eines 
schriftlichen Antrages von 1/10 der or-
dentlichen Vereinsmitglieder ist vom 
Präsidenten des Vorstandes oder in 
dessen Auftrag binnen vier Wochen ei-
ne außerordentliche Gesellschafterver-
sammlung durch schriftliche Benach-
richtigung aller Vereinsmitglieder unter 
Angabe der Tagesordnung einzuberu-
fen. Kommt der Präsident des Vorstan-
des einem berechtigten Einberufungs-
verlangen nicht nach, so ist derjenige, 
der den Antrag gestellt hat, berechtigt, 
eine Mitgliederversammlung unter An-
gabe der Tagesordnung selbst einzube-
rufen. § 37 BGB bleibt hiervon unbe-
rührt. 

 
3. Anträge für die Änderung oder Ergän-

zung der Tagesordnung können von je-
dem stimmberechtigten Vereinsmitglied 
spätestens 14 Tage vor Beginn der Mit-
gliederversammlung beim Vorstand ein-
gebracht werden. Der Präsident des 
Vorstandes hat, wenn der Antragssteller 
dies im Zeitpunkt seines Antrages aus-
drücklich erklärt, die Änderungen und 
Ergänzungen durch schriftliche Benach-
richtigung allen Vereinsmitgliedern be-
kannt zu machen. 

 
4. Die Mitgliederversammlung ist nicht 

öffentlich. Der Präsident des Vorstandes 
kann Gäste zulassen. 

 
5. Teilnahmeberechtigt an Mitgliederver-

sammlungen sind alle Vereinsmitglie-
der. Vereinsmitglieder können sich von 
einem anderen Vereinsmitglied oder be-
ruflich zur Verschwiegenheit verpflichte-
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ten Personen (Rechtsanwälte, Wirt-
schaftsprüfer usw.) vertreten lassen. Die 
Vertretung bedarf einer schriftlichen, 
dem Präsidenten des Vorstandes in der 
Mitgliederversammlung zu übergeben-
den Vollmacht. Die Mitglieder des Vor-
standes können nicht bevollmächtigt 
werden.  

 
6. Die Mitgliederversammlung ist unab-

hängig von der Zahl der erschienenen 
Vereinsmitglieder beschlussfähig.  

 
7. Beschlüsse werden in der Mitglieder-

versammlung, soweit gesetzlich oder 
satzungsmäßig keine andere Mehrheit 
zwingend vorgeschrieben ist, mit der 
einfachen Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen der ordentlichen Vereinsmit-
glieder gefasst. Stimmenthaltungen gel-
ten als nicht abgegebene Stimmen. 

 
8. Beschlüsse über die Änderung der Sat-

zung oder die Auflösung des Vereins 
bedürfen einer Mehrheit von zwei Drit-
teln der abgegebenen Stimmen. 

 
9. Den Vorsitz in der Mitgliederversamm-

lung führt der Präsident des Vorstandes 
oder im Falle seiner Verhinderung der 
geschäftsführende Generalsekretär. Ist 
auch dieser verhindert, führt das älteste 
anwesende Vorstandsmitglied den Vor-
sitz. 

 
10. Über jede Mitgliederversammlung ist ein 

Protokoll zu erstellen, dass alle wesent-
lichen Punkte des Ablaufes und die ge-
fassten Beschlüsse wiedergibt. Das 
Protokoll ist von dem Vorsitzenden der 
Versammlung zu unterschreiben und 
den Vereinsmitgliedern innerhalb einer 
Frist von acht Wochen nach der Mitglie-
derversammlung zu übersenden. Ver-
einsbeschlüsse können nur binnen einer 
Frist von zwei Wochen ab Erhalt bzw. 
Bekanntgabe des Protokolls durch Kla-
ge am Sitz des Vereins angefochten 
werden. 

 
11. Beschlüsse, einschließlich Wahlbe-

schlüssen können auch außerhalb von 
Mitgliederversammlungen im Wege des 
Umlaufverfahrens gefasst werden, wenn 
der Vorstand zu einer solchen Be-
schussfassung und der Beschluss die 
nach der Satzung notwendige Zustim-

mung erhält. Widerspricht mehr als ein 
Drittel aller Vereinsmitglieder der Be-
schlussfassung im Umlaufverfahren, ist 
über den Beschlussgegenstand in der 
Mitgliederversammlung zu entscheiden.  

 
 
§ 10 Aufgaben der Mitgliederversamm-

lung 
 
Die Mitgliederversammlung ist das oberste 
Organ des Vereins. Ihre Aufgaben sind: 
 
1. Die Entgegennahme und Genehmigung 

des Rechenschaftsberichtes, des Fi-
nanzberichtes und des Berichtes des 
Rechnungsprüfers. 

 
2. Die Entlastung des Vorstandes. 
 
3. Die Bestellung und Abberufung der 

Mitglieder des Vorstandes, der Mitglie-
der des Beirats und des Rechnungsprü-
fers. 

 
4. Die Ernennung von Ehrenmitgliedern 

und die Beschlussfassung über außer-
ordentliche Ehrungen. 

 
5. Die Behandlung von Anträgen, die zur 

Tagesordnung eingebracht wurden. 
 
6. Die Änderung der Satzung. 
 
7. Die Beschlussfassung über die Auflö-

sung des Vereins, einschließlich der 
Verfügung über das Vereinsvermögen 
in diesem Fall. 

 
 
§ 11 Vorstand 
 
1. Die Mitglieder des Vorstandes werden 

einzeln von der Mitgliederversammlung 
oder im Umlaufverfahren gewählt. Der 
Vorstand besteht aus dem Präsidenten, 
dem geschäftsführenden Generalsekre-
tär und einem Kassierer und bis zu zwei 
weiteren Mitgliedern. Der Präsident und 
der geschäftsführende Generalsekretär 
bilden den Vorstand im Sinne des 
§ 26 BGB. Jeder von ihnen ist einzelver-
tretungsberechtigt. 

 
2. Der Vorstand wird für die Dauer von drei 

Jahren bestellt. Bis zu einer Neuwahl 
bleibt der Vorstand im Amt. Die Wie-
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derwahl der Vorstandsmitglieder mit 
Ausnahme des Präsidenten ist zulässig; 
der Präsident kann nicht für zwei auf-
einanderfolgende Amtszeiten gewählt 
werden; er kann jedoch nach einer Pau-
se von einem Jahr wiedergewählt wer-
den. Die Mitgliederversammlung kann 
den Vorstand oder einzelne Vorstands-
mitglieder auch während dessen bzw. 
deren Amtszeit abberufen. Scheidet ein 
Vorstandsmitglied während der Amtszeit 
des Vorstandes aus, kann der Vorstand 
bis zur nächsten ordentlichen Mitglie-
derversammlung ein Ersatzmitglied 
wählen. 

 
3. Der Vorstand führt die Geschäfte des 

Vereins und erledigt alle Verwaltungs-
aufgaben, soweit sie nicht durch die 
Satzung oder durch Gesetz einem an-
deren Vereinsorgan zugewiesen sind. 
Er beschließt insbesondere über Auf-
nahme und Ausschluss von Vereinsmit-
gliedern, die Jahresfinanzplanung und 
den Rechnungsabschluss sowie die der 
ordentlichen Mitgliederversammlung 
vorzulegenden Beschlussanträge be-
züglich des Rechenschafts- und Fi-
nanzberichtes, der Ernennung von Eh-
renmitgliedern, der Zuerkennung von 
außerordentlichen Ehrungen, der Ände-
rung der Satzung sowie der Auflösung 
des Vereines. 

 
4. Der Vorstand entscheidet in seinen 

Sitzungen durch Beschluss mit einfa-
cher Mehrheit der abgegebenen Stim-
men. Er ist beschlussfähig, wenn alle 
Mitglieder des Vorstandes mit einer Frist 
von 14 Tagen unter Angabe des Sit-
zungsgegenstandes schriftlich eingela-
den wurden und mindestens zwei Mit-
glieder, darunter der Präsident, anwe-
send sind. Jedes Vorstandsmitglied hat 
eine Stimme. Bei Stimmgleichheit ent-
scheidet die Stimme des Präsidenten. 

 
5. Vorstandssitzungen sollen mindestens 

einmal jährlich stattfinden. Eine Vor-
standssitzung ist einzuberufen, wenn 
mindestens zwei Vorstandsmitglieder 
die Einberufung vom Präsidenten ver-
langen. 

 
6. Außerhalb von Sitzungen können Be-

schlüsse des Vorstandes in schriftlicher, 
fernmündlicher, mündlicher Form oder 

per Telefax oder E-Mail gefasst werden, 
wenn sich alle Mitglieder des Vorstands 
an der Beschlussfassung beteiligen und 
keine Einwände gegen die Art der Be-
schlussfassung erhoben wurden. 

 
7. Über jede Vorstandssitzung und jeden 

außerhalb einer Sitzung gefassten Be-
schluss ist ein Protokoll zu erstellen, 
das dem Vorstand in der nächsten Sit-
zung zur Genehmigung vorzulegen ist. 

 
8. Innerhalb des Vorstandes können ein-

zelnen Mitgliedern bestimmte Angele-
genheiten aus dem Aufgabenbereich 
des Vorstandes zur Wahrnehmung und 
Erledigung zugewiesen werden. Im 
Rahmen dieser Zuweisung entscheidet 
das Vorstandsmitglied alleine. 

 
9. Im Innenverhältnis ist der geschäftsfüh-

rende Generalsekretär dem Verein ge-
genüber – im Hinblick auf die Vertre-
tungsregelung gemäß § 11 Abs. 1 – 
verpflichtet, die gerichtliche und außer-
gerichtliche Vertretung nur bei Verhin-
derung des Präsidenten wahrzuneh-
men. Gegenüber Dritten gilt, dass der 
Präsident bzw. der geschäftsführende 
Generalsekretär Verpflichtungen für den 
Verein nur mit der Beschränkung auf 
das Vereinsvermögen eingehen kön-
nen. Die jeweilige Vollmacht ist insoweit 
beschränkt. 

 
10. Die Vereinsmitglieder haften bei Rechts-

geschäften, die der Vorstand im Namen 
des Vereins vornimmt, nur mit dem Ver-
einsvermögen. 

 
11. Soweit der Vorstand nichts Abweichen-

des beschließt, obliegt dem geschäfts-
führenden Generalsekretär die Erledi-
gung der laufenden Angelegenheiten, 
die ihm vom Vorstand übertragen wur-
den. Er hat die anderen Vorstandsmit-
glieder in der Wahrnehmung ihrer Auf-
gabenbereiche zu unterstützen. 

 
12. Soweit der Vorstand nichts Abweichen-

des beschließt, obliegt dem geschäfts-
führenden Generalsekretär oder einem 
von diesem benannten Protokollführer 
die Protokollierung der Vorstandssit-
zungen und Mitgliederversammlungen. 
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13. Soweit der Vorstand nichts Abweichen-
des beschließt, obliegt dem Kassierer in 
Zusammenarbeit mit dem geschäftsfüh-
renden Generalsekretär die Finanzver-
waltung des Vereines, die Mittelverwen-
dungskontrolle und die Kontrolle der 
Einnahmen und Ausgaben, soweit diese 
Aufgaben nicht einem Treuhänder über-
tragen wurden. 

 
14. Im Vorstand dürfen nicht mehr als zwei 

Personen aus der gleichen Firma oder 
Organisation zur gleichen Zeit sitzen. 

 
 
§ 12 Rechnungsprüfer 
 
1. Dem Rechnungsprüfer obliegt die Prü-

fung der Geschäftsführung und des Jah-
resabschlusses des Vereins. Über das 
Prüfergebnis ist der Mitgliederversamm-
lung zu berichten. Er soll zur Entlastung 
des Vorstandes Stellung nehmen. 

 
2. Der Rechnungsprüfer ist berechtigt, die 

Einberufung einer Mitgliederversamm-
lung zu beantragen und in einer Mitglie-
derversammlung den Antrag auf Abbe-
rufung des Vorstandes zu stellen. Der 
Abberufungsantrag ist zu begründen. 

 
 
§ 13 Auflösung des Vereins 
 
1. Die Auflösung des Vereins kann nur in 

einer eigens zu diesem Zweck einberu-
fenen Mitgliederversammlung mit der in 
§ 9 Abs. 8 vorgesehenen Stimmen-
mehrheit beschlossen werden. 

 
2. Soweit die Mitgliederversammlung 

nichts anderes beschließt, sind der Prä-
sident und der geschäftsführende Gene-
ralsekretär gemeinsam vertretungsbe-
rechtigte Liquidatoren. Die vorstehen-
den Vorschriften gelten entsprechend, 
wenn der Verein aus anderen Gründen 
aufgelöst wird. 

 
 
§ 14 Schlussbestimmungen 
 
1. Publikationsorgan des Vereins ist allei-

ne der elektronische Bundesanzeiger. 
 
2. Tag der Vereinserrichtung ist der Tag, 

an dem das letzte Gründungsmitglied 

die Satzung durch Unterschrift gebilligt 
hat. 

 
3. Sollten einzelne Bestimmungen der 

Satzung unwirksam oder undurchführ-
bar sein, oder dies aufgrund von Ände-
rungen des Gesetzes oder der Recht-
sprechung werden, so bleibt hiervon die 
Wirksamkeit der übrigen Satzungsbe-
standteile unberührt. Die unwirksame 
oder undurchführbare Regelung ist 
durch eine solche wirksame Regelung 
zu ersetzen, die dem wirtschaftlich ge-
wollten Zweck an nächsten kommt. 

 
 
 
 

* * * * * 
 




